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Zweck und Stellenwert

Der Bundesrat hat am 1. März 2000 den Bericht

über die Legislaturplanung 1999–2003 verab-

schiedet und damit seine strategischen Ziele und

prioritären Schwerpunkte für die nächsten vier

Jahre festgelegt. Diese sind der übergeordnete

Rahmen für die operativer ausgerichteten Jahres-

ziele, die jeweils im betreffenden Jahr die Umset-

zung konkretisieren. In diesem Sinne überweist

der Bundesrat dem Parlament die Ziele des Bun-

desrates im Jahre 2002 (nachfolgend: Jahresziele

2002) zur Information.

Legislaturplanung und Jahresziele tragen

dazu bei, anhand vorgegebener Prioritäten die

Arbeit der Verwaltung zu führen und damit die

Gesetzgebungs- und Verwaltungstätigkeit kohä-

renter zu gestalten. Grundsätzlich sind der Bericht

über die Richtlinien der Regierungspolitik und der

Legislaturfinanzplan rechtlich nicht bindend. Ent-

sprechend stellen auch die Jahresziele des Bun-

desrates eine politische Absichtserklärung dar: Sie

sollen die Marschrichtung der bundesrätlichen

Politik angeben, ohne aber zum Korsett zu wer-

den, das unvorhersehbare, dringend gebotene

Massnahmen verhindern würde. Analog zum

Bericht über die Legislaturplanung behält sich der

Bundesrat deshalb vor, in begründeten Fällen von

den Jahreszielen abzuweichen.

Im Rahmen der Legislaturplanung sind Auf-

gaben- und Finanzplanung sachlich und zeitlich

zu verknüpfen. Einer analogen Verbindung von

Jahresplanung und Budget sind jedoch klare

Grenzen gesetzt. Von grundlegender Bedeutung

ist, dass die Ausgabenentwicklung des nächsten

Jahres jeweils weit mehr vom Vollzug des gelten-

den Rechts als von der beabsichtigten neuen

Gesetzgebung geprägt ist. Die finanzpolitische

Wirkung der Jahresziele liegt meist im Bereich der

mittelfristigen Finanzplanung. Aussagen zur künf-

tigen Gesetzgebung im Rahmen der Jahresziele

implizieren daher allenfalls Anpassungen des Fi-

nanzplans, weisen jedoch eher selten einen direk-

ten Bezug zum Budget des gleichen Jahres auf.

Das Planungsdokument soll aber nicht nur

für Bundesrat und Verwaltung, sondern auch für

die Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte

von Nutzen sein. Mit den Jahreszielen wird die

Rechenschaftsablage unterstützt, indem sie es

dem Parlament ermöglichen, die Arbeit des Bun-

desrates über das ganze Berichtsjahr an seinen

Zielen zu messen und gegebenenfalls gezielte

Nachfragen zu stellen. Im Planungsdokument

werden vorausschauend Ziele und zugehörige

Massnahmen umschrieben. Ein Jahr später zieht

der Bundesrat in seinem Bericht über die Ge-

schäftsführung Bilanz. Die Gliederungen des

Berichts über die Legislaturplanung, der jeweili-

gen Jahresziele und der Berichte des Bundesrates

über seine Geschäftsführung stimmen deshalb in

ihrer Struktur überein. Auf Wunsch der Geschäfts-

prüfungskommissionen beider Räte wird in den

Jahreszielen 2002 erstmals ein neuer Anhang 3

mit den wichtigsten geplanten Wirksamkeitsprü-

fungen (Evaluationen) geführt. Damit soll ein Bei-

trag zur Umsetzung von Artikel 170 der Bundes-

verfassung geleistet werden.

Schliesslich nimmt die Bundespräsidentin

oder der Bundespräsident, gestützt auf die Jah-

resziele, jeweils in der Wintersession im Namen

des Bundesrates eine mündliche Standortbestim-

mung vor.
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Schwerpunkte im Jahr 2002

In den letzten Jahren hat sich unser Land im inter-

nationalen Vergleich durch hohe politische Sta-

bilität und eine beachtliche Reformfähigkeit aus-

gezeichnet. Der grundsätzliche politische Kurs

verspricht auch in Zukunft Erfolg. Daher haben

die Leitplanken der bundesrätlichen Politik, wie

sie im Bericht über die Legislaturplanung 1999–

2003 festgelegt sind, weiterhin Gültigkeit. 

Die unerwarteten Ereignisse der letzten

Monate stellen grosse zusätzliche Herausforde-

rungen dar. Sie haben die Grenzen der Planung

staatlichen Handelns aufgezeigt. In solchen Situa-

tionen sind für den Bundesrat die staatspoliti-

schen Grundwerte und Grundsätze der Bundes-

verfassung zentrale Orientierungspunkte. Die

jüngsten Vorfälle zeigen darüber hinaus, dass der

strategischen Umfeldanalyse mehr Beachtung zu

schenken ist. Der Bundesrat wird deshalb seine

Instrumente mit Blick auf die nächste Legislatur-

planung überprüfen und optimieren.

Mit seinen Zielen für 2002 will der Bundes-

rat weitere Reformschritte in Richtung einer offe-

nen, kooperativen, attraktiven und lebenswerten

Schweiz unternehmen. Er trägt damit auch den

aktuellen Ereignissen Rechnung. Folgende Schwer-

punkte stehen im Vordergrund:

Die neuen bilateralen Verhandlungen sollen

im Jahr 2002 abgeschlossen werden. Mit ver-

schiedenen Massnahmen ist die internationale

Zusammenarbeit im Kampf gegen organisierte

Kriminalität und Terrorismus zu intensivieren. In

diesem Zusammenhang sind auch Massnahmen

zur Wahrung der inneren Sicherheit und der

Grundrechte zu konkretisieren und umzusetzen.

Ein neuer Artikel in der Bundesverfassung

soll Bund und Kantonen eine gemeinsame und

umfassende Hochschulpolitik ermöglichen. Die

beiden Unternehmen Swisscom AG und Post sind

im Interesse von Bevölkerung und Volkswirtschaft

zu stärken. Dazu werden verschiedene Optionen

geprüft und Vorschläge vorgelegt. Für den Bun-

desrat wird ein langfristig leistungsfähiger Service

public im Zentrum der Überlegungen stehen. Mit

der Agrarpolitik 2007 will er die grundlegenden

Reformen des letzten Jahrzehnts weiterverfolgen

und die schweizerische Landwirtschaft konse-

quent auf Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltig-

keit ausrichten. Eine neue Finanzordnung soll die

verfassungsmässige Befristung der wichtigsten

Bundeseinnahmen, Mehrwertsteuer und direkte

Bundessteuer, aufheben. Mit der neuen Unter-

nehmenssteuerreform sollen ertragsneutral Inves-

titionen entlastet werden. Mit einer neuen Leis-

tungsvereinbarung werden der SBB die Ziele für

den Investitionsbereich vorgegeben und via Zah-

lungsrahmen die entsprechenden finanziellen

Mittel beantragt. Die neue Medienordnung soll

einen leistungsfähigen Service public gewährleis-

ten und gleichzeitig der privaten Initiative mehr

Gestaltungsspielraum eröffnen.

Nachdem der Bundesrat in den letzten bei-

den Jahren zu den wichtigen Sozialversicherun-

gen Revisionen vorgelegt hat, wird er Anfang

2002 die Ergebnisse der Wirkungsanalysen zum

KVG sorgfältig prüfen und darauf basierend das

weitere Vorgehen festlegen. Das neue Ausländer-

gesetz konkretisiert die migrationspolitische Neu-

orientierung und im Asylbereich soll das Verfah-

ren effizienter und kostengünstiger ausgestaltet

werden.
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Ziel 1

Verbesserung der internationalen Mitwirkung: 

• UNO-Beitritt 

• Neue bilaterale Verhandlungen mit der EU

Ziel 2

Zivile Friedensförderung und Stärkung der 

Menschenrechte: 

• Bundesgesetz und Rahmenkredit

Ziel 3

Offene und nachhaltige Weltwirtschaft und 

verbesserter Zugang zu ausländischen Märkten: 

• Engagement für neue Welthandelsrunde

• Freihandelsabkommen mit Chile, Kanada, Kroatien, 

Jordanien und Singapur

• Vernehmlassung zur Revision des Exportrisiko-

garantiegesetzes

Ziel 4

Nachhaltige Entwicklung und Weiterentwicklung der

internationalen Umweltpolitik: 

• Weltgipfel über nachhaltige Entwicklung

• UNO-Jahr der Berge

• Ratifikation des Protokolls von Kyoto

• Ratifikation des Stockholmer Übereinkommens

• Ratifikation des Göteborger Protokolls

Ziel 5

Internationale Zusammenarbeit im Kampf gegen 

organisierte Kriminalität und Terrorismus:  

• UNO-Konvention zur Bekämpfung der 

Finanzierung des Terrorismus

• Übereinkommen zur Unterdrückung von 

terroristischen Bombenanschlägen

• Zusatzprotokoll Menschenhandel

Ziel 6

Bilaterale Justiz- und Polizeizusammenarbeit:  

• Zusammenarbeitsvertrag mit EUROPOL

• Auslieferungsvertrag mit Frankreich

Ziel 7

Stärkung des Bildungs- und Forschungs-

standortes Schweiz: 

• Neuer Hochschulartikel

• Revision des Bundesgesetzes über die 

Eidgenössischen Technischen Hochschulen

• Revision Fachhochschulgesetz

• Finanzierung Fachhochschulen

• Förderung von Bildung, Forschung und Technologie

in den Jahren 2004–2007

• Vernehmlassung zum Bundesgesetz über die 

Forschung am Menschen

• Bundesgesetz über die Forschung an überzähligen

Embryonen und an embryonalen Stammzellen

Ziel 8

Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 

Schweizer Wirtschaft: 

• Revision Nationalbankgesetz

• Vernehmlassung zur Totalrevision des Lotteriegesetzes 

• Vernehmlassung zur Revision Patentrecht

• Bericht über Parallelimporte

Ziel 9

Wettbewerbsfähige und nachhaltige 

Schweizer Landwirtschaft: 

• Revision des Landwirtschaftsrechts 

(Agrarpolitik 2007) 

• Revision des Tierschutzgesetzes

Ziel 10

Leistungsfähiger Service public: 

• Zukunft von Post und Swisscom

Ziel 11

Umsetzung Finanzleitbild:  

• Neue Finanzordnung

• Vernehmlassung zur Unternehmenssteuerreform II 

• Neues Rechnungsmodell und Revision 

Finanzhaushaltsgesetz

Die Ziele des Bundesrats 2002 im Überblick
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Ziel 12

Nachhaltige Umweltpolitik: 

• Bundesgesetz über die Kontrolle der 

technischen Sicherheit 

• Förderung schwefelfreier Treibstoffe 

• Durchführungsprotokolle Alpenkonvention 

• Neue Strategie Nachhaltige Entwicklung

Ziel 13

Nachhaltige Verkehrspolitik: 

• Leistungsvereinbarung SBB 2003–2006

• Verlagerungsbericht

• Vernehmlassung zum Sachplan Schiene/öV

• Vernehmlassung Bahnreform 2. Etappe

• Freigabe 2. Phase NEAT

• Vernehmlassung HGV-Anschlüsse

• Gegenvorschläge zur Volksinitiative «Avanti»

• Massnahmen Agglomerationsverkehr

• Luftverkehrsabkommen mit Deutschland

Ziel 14

Umsetzung Strategie Informationsgesellschaft: 

• Massnahmen gegen digitale Spaltung der 

Gesellschaft

• weiteres Vorgehen Guichet virtuel

• Regelung des elektronischen Geschäftsverkehrs

• weiteres Vorgehen digitale Identität

• Bundesgesetz zur Harmonisierung der 

Verwaltungsregister

Ziel 15

Neue Medienordnung: 

• Totalrevision Radio- und Fernsehgesetz

Ziel 16

Stärkung der staatlichen Handlungsfähigkeit: 

• Bundesgesetz über die Öffentlichkeit der Verwaltung 

• Vernehmlassung zur Schweizerischen 

Zivilprozessordnung

Ziel 17

Gewährleistung sozialer Ausgleich und 

nationale Gesundheitspolitik: 

• SUVA: weiteres Vorgehen

• KVG: Wirkungsanalysen und weiteres Vorgehen

• Zwischenentscheide zur Nationalen 

Gesundheitspolitik

• Bundesgesetze über die Aus-, Weiter- und 

Fortbildung für universitäre Medizinalberufe 

und für psychologische Berufe

• Humangenetikgesetz

• Vernehmlassung zur Revision des Opferhilfegesetzes

Ziel 18

Gewährleistung des sozialen und regionalen Ausgleichs:

• Bundesgesetz über die Förderung von 

preisgünstigem Wohnraum

Ziel 19

Sicherstellen des nationalen und 

gesellschaftlichen Zusammenhalts: 

• Sprachengesetz

• Neues Schweizerisches Landesmuseum

• Bundesgesetz über die registrierte Partnerschaft 

gleichgeschlechtlicher Paare

• Kandidaturen Fussball-EM 2008 und Olympische 

Winterspiele 2010

Ziel 20

Neuorientierung Ausländerpolitik und Stabilisierung 

im Asylbereich: 

• Totalrevision Ausländergesetz

• Teilrevision Asylgesetz

Ziel 21

Wahrung der inneren Sicherheit unter 

Gewährleistung der Grundrechte: 

• Verbesserte Bekämpfung des Rechtsextremismus

• Vernehmlassung Waffengesetz 

• Bericht USIS III

• Teilrevision Datenschutzgesetz
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Der Bundesrat misst dem UNO-Beitritt der

Schweiz eine grosse Bedeutung bei. Im ersten

Halbjahr 2002 werden Volk und Stände über die

Volksinitiative «Für den Beitritt der Schweiz zur

Organisation der Vereinten Nationen (UNO)»

abstimmen. Im Hinblick auf diesen Entscheid wird

der Bundesrat den landesweiten Dialog über die

Zusammenhänge und die Bedeutung der Abstim-

mung vertiefen. Im Falle der Annahme der Ini-

tiative wird er alles daran setzen, den UNO-Bei-

tritt so schnell als möglich zu realisieren und

gleichzeitig die Umsetzung innenpolitisch breit

abzustützen.

Im Jahr 2001 haben sich die Schweiz und

die EU im Grundsatz darauf geeinigt, in insge-

samt zehn Bereichen weitere bilaterale Verhand-

lungen zu führen. Ziel dieser Verhandlungen ist

es, konkrete und aktuelle Probleme im Verhältnis

Schweiz – EU zu lösen. Gleichzeitig strebt der

Bundesrat damit im Interesse seiner längerfristi-

gen Europapolitik eine Vertiefung der Beziehun-

gen an. Es sollen sowohl die in den letzten bilate-

ralen Verhandlungen nicht einbezogenen Dos-

siers (Dienstleistungen; Pensionen; verarbeitete

Landwirtschaftsprodukte; Umwelt; Statistik; Bil-

dung, Berufsbildung und Jugend sowie Medien)

als auch neue Themen angegangen werden

(Zinsbesteuerung; Betrugsbekämpfung sowie ver-

stärkte Zusammenarbeit im Bereich Justiz, Polizei,

Asyl und Migration).

In vier Bereichen (Statistik, verarbeitete Land-

wirtschaftsprodukte, Betrugsbekämpfung und Um-

welt) konnten die Verhandlungen bereits im Jahr

2001 formell eröffnet werden. In den anderen

Bereichen strebt der Bundesrat eine möglichst

baldige Aufnahme der Verhandlungen an. Ziel

des Bundesrates ist es, in allen zehn Bereichen zu

einem Verhandlungsabschluss zu kommen. Durch

eine enge Koordination dieser Verhandlungen soll

die Ausgewogenheit der Interessen sichergestellt

werden. Ein Abschluss in einzelnen Verhand-

lungsbereichen kommt somit nur in Frage, wenn

dadurch das Interessengleichgewicht insgesamt

nicht in Frage gestellt wird. Neben den nicht ein-

bezogenen Dossiers aus den ersten bilateralen

Verhandlungen bildet die Verstärkung der Zu-

sammenarbeit im Bereich Polizei, Justiz, Asyl und

Migration (Schengen/Dublin) den anderen Schwer-

punkt der Schweizerischen Anliegen. Aus Sicht

der EU sind die Verhandlungen in den Bereichen

der Betrugsbekämpfung und der Zinsbesteuerung

von prioritärem Interesse.

Ziel 1

Verbesserung der inter-

nationalen Mitwirkung:

• UNO-Beitritt

• Neue bilaterale Ver-

handlungen mit der EU

1.1  Aussenbeziehungen

1 Die Schweiz als Partnerin in der Welt – 
Chancen einer offenen und zukunftsorientierten   
Schweiz wahrnehmen
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Ziel 2

Zivile Friedensförderung

und Stärkung der 

Menschenrechte:

• Bundesgesetz und 

Rahmenkredit 

Der Bundesrat wird bis Ende 2002 die Botschaft

zum Bundesgesetz über Massnahmen zur zivilen

Friedensförderung und Stärkung der Menschen-

rechte sowie die Botschaft zu einem Rahmenkre-

dit für Massnahmen in diesen beiden Bereichen

verabschieden. In der Botschaft zum Rahmenkre-

dit wird er die konzeptionellen Grundlagen seiner

zivilen Friedensförderung darlegen und Schwer-

punkte definieren, an denen er sich in den kom-

menden Jahren orientieren will.

Ziel 3

Offene und nachhaltige

Weltwirtschaft und 

verbesserter Zugang zu

ausländischen Märkten: 

• Engagement für neue

Welthandelsrunde

• Freihandelsabkommen

mit Chile, Kanada, 

Kroatien, Jordanien 

und Singapur

• Vernehmlassung zur

Revision des Export-

risikogarantiegesetzes

Die Schweiz setzt sich weiterhin für die Lancie-

rung einer neuen Welthandelsrunde ein. Diese

muss die unterschiedlichen Interessen der ver-

schiedenen WTO-Mitglieder berücksichtigen und

das Welthandelssystem insgesamt stärken. Des-

halb unterstützt die Schweiz einen breiten Ver-

handlungsansatz: Einerseits soll auf eine weitere

schrittweise Liberalisierung des Handels mit

Gütern und Dienstleistungen und andererseits

auf weitere Anpassungen an die Entwicklung der

Weltwirtschaft hingewirkt werden. Überdies soll

sichergestellt werden, dass sich die Handelspolitik

nicht unabhängig von anderen Politiken wie Ent-

wicklungszusammenarbeit, Umwelt oder interna-

tionale Arbeitsnormen entwickelt. An der 4. Minis-

terkonferenz der WTO in Doha wurde die Auf-

nahme von Verhandlungen beschlossen. Der

Bundesrat wird darum im Laufe des Jahres 2002

die entsprechenden Verhandlungsmandate ver-

abschieden.

Im Rahmen der EFTA will die Schweiz ihr

Netz von Freihandelsabkommen mit den Ländern

Europas, des Mittelmeerraums und mit wichtigen

Handelspartnern in der ganzen Welt vervollstän-

digen. Das Hauptziel dieser Freihandelsabkom-

men ist die Einführung des Freihandels zwischen

den EFTA-Staaten und den Partnerländern.

Neben diesen Abkommen hat jeder Mitgliedstaat

der EFTA mit jedem Partnerstaat eine bilaterale

Übereinkunft im Agrarbereich abzuschliessen.

Diese bilateralen Vereinbarungen sind integraler

Bestandteil der Instrumente zur Einrichtung der

jeweiligen Freihandelszone. Der Bundesrat beab-

sichtigt bis Ende 2002 der Bundesversammlung

die Botschaften zur Ratifikation der Freihandels-

abkommen mit Chile, Kanada, Kroatien, Jordani-

en und Singapur vorzulegen.

Im Verlauf des Jahres 2002 wird der Bun-

desrat einen Entwurf zur Revision des Exportrisi-

kogarantiegesetzes in die Vernehmlassung geben.

Mit der Gesetzesrevision sollen internationale

Standortnachteile auf Grund bestehender Versi-

cherungslücken behoben werden. Gleichzeitig

sollen Wege für eine weitergehende Beteiligung

und Mitverantwortung der Privatwirtschaft am

Risiko und an dessen Bewirtschaftung geöffnet

werden.
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Die internationale Zusammenarbeit im Kampf

gegen den Terrorismus ist gegenwärtig von höchs-

ter Bedeutung. Der Bundesrat beabsichtigt des-

halb, die UNO-Konvention zur Bekämpfung der

Finanzierung des Terrorismus sowie das Überein-

kommen zur Unterdrückung von terroristischen

Bombenanschlägen zu ratifizieren. Für die Schweiz

als bedeutender Finanzplatz ist insbesondere die

Finanzierungskonvention von grosser Wichtigkeit.

Der Bundesrat wird dem Parlament die Botschaft

zur Ratifizierung der UNO-Konvention zur Be-

kämpfung der Finanzierung des Terrorismus sowie

die Botschaft zum Beitritt zum Übereinkommen

zur Unterdrückung von terroristischen Bombenan-

schlägen im zweiten Halbjahr 2002 unterbreiten.

Die Bekämpfung der organisierten Krimina-

lität mit ihren Begleiterscheinungen hat für den

Bundesrat ebenfalls hohe Priorität. Es liegt im

Interesse der Schweiz, dass die Massnahmen der

Effizienzvorlage umgesetzt und die geltenden

Standards – insbesondere bei der Bekämpfung

der Geldwäscherei – auch von anderen Staaten

respektiert werden. Das UNO-Übereinkommen

gegen transnationale organisierte Kriminalität

verstärkt deren Bekämpfung auf globaler Ebene

und setzt einen Mindeststandard, indem es na-

mentlich zur Bestrafung von Taten des organisier-

ten Verbrechens, unter Einschluss von Korruption

und Geldwäscherei, und zur internationalen

Zusammenarbeit verpflichtet. 

In Ergänzung des UNO-Übereinkommens

gegen die transnationale organisierte Kriminalität

strebt der Bundesrat die Ratifikation des Zusatz-

protokolls «Menschenhandel» an, das sich mit der

Ziel 5

Internationale Zusam-

menarbeit im Kampf

gegen organisierte 

Kriminalität und 

Terrorismus: 

• UNO-Konvention 

zur Bekämpfung der

Finanzierung des 

Terrorismus

• Übereinkommen 

zur Unterdrückung 

von terroristischen

Bombenanschlägen

• Zusatzprotokoll 

Menschenhandel

1.2  Sicherheit

Im Rahmen der Vorbereitung und Durchführung

des Erdgipfels zur nachhaltigen Entwicklung

(Rio+10) in Johannesburg, Südafrika, will sich die

Schweiz vor allem auf die Schwerpunktthemen

Süsswasserressourcen, internationale Umweltfra-

gen, soziale Entwicklung und Abbau der Armut,

Handelsfragen sowie Gouvernanz auf globaler

und nationaler Ebene konzentrieren. Da die UNO

2002 zum internationalen Jahr der Berge erklärt

hat, wird sich die Schweiz im Rahmen der Konfe-

renz insbesondere auch für die nachhaltige Ent-

wicklung der Berggebiete einsetzen.

Der Bundesrat wird dem Parlament in den

Bereichen Klimaschutz, Umgang mit gefährlichen

Chemikalien und grenzüberschreitende Luftver-

unreinigung drei Botschaften zur Ratifikation un-

terbreiten. Im Rahmen einer ersten Botschaft zur

Ratifikation des Protokolls von Kyoto, die er im

ersten Halbjahr unterbreiten wird, sind quantifi-

zierte Ziele für die Industrieländer zur Reduktion

der Treibhausgas-Emissionen definiert. Das Zu-

satzprotokoll zur Klimakonvention hat zum Ziel,

die Konzentration der Treibhausgase in der At-

mosphäre auf einen Stand zu reduzieren, der

weder für Menschen noch für Ökosysteme

gefährlich ist. Das im Rahmen einer zweiten Bot-

schaft zur Ratifikation vorgesehene Stockholmer

Übereinkommen (UNEP-POP-Konvention) hat

zum Ziel, die Emission von persistenten organi-

schen Schadstoffen zu vermindern. Diese Schad-

stoffe werden im tierischen und menschlichen

Organismus abgelagert und bewirken langfristig

Störungen der biologischen Funktionen. Schliess-

lich will das Göteborger Protokoll betreffend die

Verringerung der Versauerung, Eutrophierung

und des bodennahen Ozons, welches dem Parla-

ment in einer dritten Botschaft vorgelegt wird, bis

2010 die Emissionen von Schwefel, Stickoxiden,

Ammoniak und flüchtigen organischen Verbin-

dungen (VOC) reduzieren. Diese Schadstoffe sind

hauptsächlich verantwortlich für die Versauerung

und Überdüngung der Gewässer und Böden

sowie die Bildung von bodennahem Ozon.

Ziel 4

Nachhaltige Entwicklung

und Weiterentwicklung

der internationalen

Umweltpolitik:

• Weltgipfel über nach-

haltige Entwicklung 

• UNO-Jahr der Berge 

• Ratifikation des

Protokolls von Kyoto 

• Ratifikation des Stock-

holmer Übereinkommens 

• Ratifikation des

Göteborger Protokolls
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Da die Schweiz zurzeit am europäischen Sicher-

heitsraum nicht vollwertig partizipieren kann, will

der Bundesrat bis auf weiteres die bilaterale inter-

nationale Justiz- und Polizeizusammenarbeit ver-

tiefen. Dazu gehört insbesondere die verstärkte

Zusammenarbeit mit Europol, der europäischen

Zentralstelle für polizeiliche Informationen, im

Bereich des gegenseitigen Informationsaustau-

sches. Die Schweiz kann die internationale Krimi-

nalität effizienter bekämpfen, wenn mit Europol

operative, strategische und technische Informa-

tionen ausgetauscht und analysiert werden kön-

nen. Die daraus resultierenden Erkenntnisse wer-

den die Arbeit der Strafverfolgungsbehörden der

Kantone und des Bundes erleichtern. Nachdem

2001 die Verhandlungen über einen entspre-

chenden Kooperationsvertrag erfolgreich abge-

schlossen worden sind, will der Bundesrat in der

zweiten Jahreshälfte 2002 die Botschaft zuhan-

den des Parlaments verabschieden. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2002

zudem die Botschaft zur Ratifizierung des Zusatz-

vertrags mit Frankreich zur Ergänzung des Euro-

päischen Auslieferungsübereinkommens verab-

schieden. Das Abkommen sieht eine Vereinfa-

chung des Auslieferungsverfahrens vor und er-

möglicht eine Intensivierung der Beziehungen

zum wichtigen Nachbarland Frankreich bei der

Kriminalitätsbekämpfung. Es verkürzt das Aus-

lieferungsverfahren für den Fall, dass der ersuch-

te Staat und die betroffene Person einwilligen.

Ziel 6

Bilaterale Justiz- und

Polizeizusammenarbeit: 

• Zusammenarbeitsver-

trag mit EUROPOL

• Auslieferungsvertrag

mit Frankreich

Verhinderung, Bekämpfung und Bestrafung des

Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und

Kinderhandels, befasst. Damit würde der Tatbe-

stand des Menschenhandels auf den Handel zum

Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft und der

Entnahme von menschlichen Organen ausgewei-

tet, was 2001 auch von einer interdepartementa-

len Arbeitsgruppe des Bundes empfohlen worden

war. Der Bundesrat wird im Jahr 2002 die Ver-

nehmlassung zum Zusatzprotokoll durchführen.

Schliesslich erfordert die nachhaltige Bekämp-

fung von Terrorismus und Gewalt eine Strategie zur

Förderung einer nachhaltigen Entwicklung, um

Armut, sozialem Ausschluss und Verzweiflung

wirksam entgegenzutreten. Der Bundesrat wird

sich deshalb für eine verstärkte internationale Zu-

sammenarbeit einsetzen, welche eine nachhaltige

Entwicklung und sozialen Ausgleich fördert.
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Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2002 die

Botschaft über einen neuen Hochschulartikel in

der Bundesverfassung verabschieden. Ziel der Vor-

lage ist es, eine tragfähige Verfassungsgrundlage

für eine gesamtheitlich konzipierte und landesweit

abgestimmte Hochschulpolitik zu schaffen. Der

Artikel verpflichtet Bund und Kantone program-

matisch dazu, ihre Hochschulpolitiken partner-

schaftlich aufeinander abzustimmen. Der Hoch-

schulbereich soll als Einheit betrachtet werden,

die verschiedene Trägerschaften umfasst und als

Ganzes handlungsfähig ist. Damit werden Vor-

aussetzungen geschaffen, die es ermöglichen, die

Kräfte zu bündeln, Schwerpunkte zu setzen und

die Innovations- und Leistungsfähigkeit der

schweizerischen Hochschulen zu sichern und

nachhaltig zu steigern. Neu wird auch die Zielset-

zung der hochschulpolitischen Steuerung defi-

niert. Im Vordergrund steht die Schaffung günsti-

ger Rahmenbedingungen, auf deren Basis die

Hochschulen selber die Qualität von Lehre und

Forschung sicherstellen können. 

Der Bundesrat wird die Botschaft zur Teil-

revision des Bundesgesetzes über die Eidgenös-

sischen Technischen Hochschulen in der ersten

Jahreshälfte 2002 unterbreiten. Mit der Revision

soll das am 1. Januar 2000 in Kraft getretene Ver-

ordnungsrecht (Einführung Leistungsauftrag und

Globalbudget) ins formelle Gesetzesrecht über-

führt werden. Zudem sollen weitere Anpassun-

gen vorgenommen werden, insbesondere hin-

sichtlich der Kompetenzabgrenzung zwischen

Bundesrat, zuständigem Departement, ETH-Rat

und Institutionen des ETH-Bereiches.

Der Bundesrat wird dem Parlament zudem

in der zweiten Jahreshälfte 2002 den Entwurf zu

einem teilrevidierten Fachhochschulgesetz vorle-

gen. Mit dieser Teilrevision soll namentlich die

vom Parlament überwiesene Motion der Kom-

mission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des

Nationalrates (99.3386) betreffend Erweiterung

des Geltungsbereichs des Fachhochschulgesetzes

im gesamten beruflichen Bereich umgesetzt wer-

den. Die Revision beinhaltet ebenfalls Vorschläge

für die Regelung der Zulassung. In diesem Zu-

sammenhang werden auch die Neugestaltung

der Subventionierung der Fachhochschulen sowie

die Umsetzung der Erklärung von Bologna, ein-

schliesslich der Harmonisierung der Studiengän-

ge, geprüft. Die Arbeiten der Teilrevision des

Fachhochschulgesetzes werden mit denjenigen

am neuen Verfassungsartikel für die Hochschulen

abgestimmt. Der Bundesrat wird zudem die

finanzielle Unterstützung der kantonalen Fach-

hochschulen über den Artikel 20 des Fachhoch-

schulgesetzes prüfen.

Die Botschaft betreffend die Förderung von

Bildung, Forschung und Technologie für den Zeit-

raum 2004 bis 2007, die der Bundesrat in der

zweiten Jahreshälfte 2002 verabschieden wird,

stellt Ziele und Massnahmen der Bundespolitik

auf dem Gebiet der Forschungs- und Technolo-

gieförderung sowie im Bereich der tertiären Bil-

dung und der Berufsbildung dar. Der bisherige

Reformprozess soll vertieft und konsolidiert wer-

den. Für die kommenden vier Jahre werden

inhaltliche Schwerpunkte gesetzt. Die Botschaft

wird erneut den gesamten Bereich der Bildungs-,

Wissenschafts- und Innovationspolitik umfassen

und Massnahmen sowohl zum Bildungs- als auch

zum Forschungs- und zum Technologiebereich

enthalten.

Der Bundesrat wird ausserdem Ende 2002

die Vernehmlassung zum Entwurf eines Bundes-

gesetzes über die Forschung am Menschen eröff-

nen. Das neue Gesetz soll die Würde des Men-

schen in der Forschung sowie die Persönlichkeit

und die Gesundheit der Versuchspersonen schüt-

2.1  Forschung und Bildung

2 Die Schweiz als attraktiver Werk-, Denk- und 
Schaffensplatz – Entfaltungschancen der kommenden
Generationen sicherstellen und verbessern

Ziel 7

Stärkung des Bildungs-

und Forschungsstandor-

tes Schweiz:

• Neuer Hochschulartikel

• Revision des Bundes-

gesetzes über die Eid-

genössischen Techni-

schen Hochschulen

•  Revision Fachhoch-

schulgesetz

• Finanzierung Fach-

hochschulen

• Förderung von Bildung,

Forschung und Techno-

logie in den Jahren

2004–2007

• Vernehmlassung zum

Bundesgesetz über 

die Forschung am 

Menschen

• Bundesgesetz über 

die Forschung an 

überzähligen Embryonen

und an embryonalen

Stammzellen
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Der Bundesrat wird dem Parlament im ersten

Halbjahr 2002 die Botschaft für eine Totalrevision

des Nationalbankgesetzes unterbreiten. Die Revi-

sionsvorlage wird aufgrund von Artikel 99 der

Bundesverfassung den Notenbankauftrag präzi-

sieren. Dabei wird neben der Gewährleistung von

Preisstabilität die konjunkturelle Entwicklung zu

berücksichtigen sein. Als Pendant zur Unabhän-

gigkeit soll eine Rechenschafts- und Informa-

tionspflicht gegenüber Bundesrat, Parlament und

Öffentlichkeit verankert werden. Weil die bisheri-

ge abschliessende Auflistung der Geschäfte, wel-

che die Schweizerische Nationalbank tätigen darf,

der raschen Entwicklung an den Finanzmärkten

nicht mehr gerecht wird, soll deren Geschäftskreis

im Gesetz flexibilisiert werden. Ziel ist eine effizien-

tere Steuerung des Geldmarktes sowie eine ertrag-

reichere Bewirtschaftung der Währungsreserven.

Die seit langem nicht mehr eingesetzten und an

den heutigen Finanzmärkten wirkungslos gewor-

denen Emissions- und Kapitalverkehrskontrollen

sollen abgeschafft und die Vorschriften über die

Mindestreservehaltung von Banken den heutigen

geldpolitischen Erfordernissen angepasst werden.

Neu soll die Nationalbank die Bewegungen in bar-

geldlosen Zahlungssystemen überwachen können,

sofern diese für die Stabilität des Finanzsystems

von Bedeutung sind. Schliesslich sollen eine Regel

für die Gewinnermittlung und die Gewinnvertei-

lung aufgenommen, zur Effizienzsteigerung die Or-

ganisationsstruktur gestrafft sowie der Bankrat ver-

kleinert und dessen Kompetenzen gestärkt werden.

Der Bundesrat wird überdies in der zweiten

Jahreshälfte 2002 einen Vorentwurf zur Revision

des Lotteriegesetzes in die Vernehmlassung geben.

Das 80-jährige Gesetz verbietet Lotterien und Wet-

ten grundsätzlich auch heute noch. Die Kantone

können aber im Sinne einer Ausnahme gewisse

Formen gemeinnütziger Lotterien und traditio-

neller Wetten bewilligen. Diese Regelung soll

dem Wertewandel in der Bevölkerung angepasst

und massvoll liberalisiert werden – ähnlich wie

dies bei der Totalrevision des Spielbankengesetzes

erfolgt ist. An die Stelle des bisherigen Verbotes

soll analog zum neuen Spielbankengesetz eine

Regelung treten, die den Zugang zum Lotterie-

und Wettmarkt unter bestimmten Voraussetzun-

gen ermöglicht. Mit der Gesetzesrevision soll für

den ganzen Glücksspielbereich ein Gesamtkon-

zept geschaffen werden, das auch den Spielban-

kenbereich einbezieht.

Anfang 2002 wird  ein Vorentwurf zur Revi-

sion des Patentrechts in die Vernehmlassung

gegeben. Im Wesentlichen werden Vorschläge

für eine Angleichung des Patentgesetzes an die

EG-Richtlinie 98/44 vom 6. Juli 1998 über den

rechtlichen Schutz biotechnologischer Erfindun-

gen zur Diskussion gestellt. Dabei geht es um

2.2  Wirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit

Ziel 8

Stärkung der Wettbe-

werbsfähigkeit der

Schweizer Wirtschaft:

• Revision National-

bankgesetz

• Vernehmlassung zur

Totalrevision des 

Lotteriegesetzes

• Vernehmlassung zur

Revision Patentrecht

• Bericht über Parallel-

importe

zen. Zugleich geht es darum, den Forschungs-

standort Schweiz zu stärken. Die Forschung am

Menschen soll relativ breit erfasst werden. Na-

mentlich Forschung mit Versuchspersonen, an Em-

bryonen und Föten, an verstorbenen Personen,

mit gewissen Personendaten und an biologi-

schem Material menschlichen Ursprungs soll in

die Regelung einbezogen werden. 

Schliesslich gilt es angesichts der aktuellen

wissenschaftlichen Entwicklungen zu klären, ob

und falls ja, unter welchen Bedingungen zu For-

schungszwecken überzählige Embryonen ver-

wendet und menschliche embryonale Stammzel-

len importiert werden dürfen. Diese Fragen sollen

in einem eigenen Bundesgesetz beantwortet wer-

den. Der Bundesrat wird dazu die Vernehmlas-

sung im kommenden Frühjahr durchführen und

dem Parlament die Botschaft im zweiten Halbjahr

2002 überweisen.
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Im ersten Halbjahr 2002 wird der Bundesrat die

Botschaft zur Weiterentwicklung der Agrarpolitik

(Agrarpolitik 2007) und zu einem Bundesbe-

schluss über die finanziellen Mittel für die Land-

wirtschaft in den Jahren 2004 bis 2007 verab-

schieden. Im Anschluss an die grundlegenden

Reformen des letzten Jahrzehnts geht es im neu-

en Revisionspaket darum, den eingeschlagenen

Weg konsequent weiterzuverfolgen und die

agrarpolitischen Massnahmen auf die Ziele und

die veränderten Rahmenbedingungen hin zu

optimieren. Die neuen Massnahmen orientieren

sich an folgenden Handlungsperspektiven: Siche-

rung der Marktanteile bei zunehmender Konkur-

renz, insbesondere durch eine zusätzliche Flexibi-

lisierung des Milchmarktes; Leistungssteigerung

durch eine Ausweitung des Handlungsspielraums

für die Bauern; Erhaltung von Arbeitsplätzen in

der Landwirtschaft durch eine bessere Abstim-

mung der agrarpolitischen Instrumente auf die

Ziele der Regionalpolitik; Begleitmassnahmen im

Hinblick auf eine sozialverträgliche Strukturent-

wicklung; Stärkung des Vertrauens der Konsu-

mentinnen und Konsumenten in die Lebensmittel

durch eine verstärkte Qualitäts- und Sicherheits-

förderung sowie bessere Ausschöpfung der

agrarökologischen Instrumente für eine nachhal-

tige Nutzung der natürlichen Lebensgrundlagen.

Das Revisionspaket umfasst Änderungen beim

Landwirtschaftsgesetz, beim Boden- und Pacht-

recht, beim Zivilgesetzbuch und beim Tierseuchen-

gesetz. Mit dem Bundesbeschluss über die Zah-

lungsrahmen für die Jahre 2004 bis 2007 sollen

die finanziellen Mittel in den Bereichen Produkti-

on und Absatz, Direktzahlungen und Grundla-

genverbesserung festgelegt werden.

Gestützt auf einen Inspektionsbericht der

Geschäftsprüfungskommission des Ständerates

und die Eingaben aus dem Vernehmlassungsver-

fahren wird der Bundesrat im zweiten Halbjahr

2002 eine Botschaft zur Totalrevision des Tier-

schutzgesetzes vorlegen. Der Geltungsbereich des

Gesetzes soll auf die tierschützerischen Aspekte

der Tierzucht ausgeweitet werden. Der Begriff

der «Würde des Tieres» wird als neues Schutzob-

jekt eingeführt. Zur Diskussion stehen zudem

neue Vollzugsinstrumente, nämlich Ausbildung

und Information einerseits sowie Zielvereinba-

rung und Leistungsauftrag andererseits. Für das

1893 in die Verfassung und heute im Tierschutz-

gesetz eingefügte Verbot, Tiere ohne vorgängige

Betäubung zu schlachten (Schächtverbot), wer-

den eng umschriebene Ausnahmen vorgeschla-

gen.

Ziel 9

Wettbewerbsfähige und

nachhaltige Schweizer

Landwirtschaft:

• Revision des Land-

wirtschaftsrechts

(Agrarpolitik 2007)

• Revision des Tier-

schutzgesetzes

eine Klärung der Rechtsregeln zur Patentierbar-

keit von Erfindungen auf dem Gebiet der beleb-

ten Natur.

Im zweiten Halbjahr wird auch der Bericht

zur Erschöpfungsproblematik bei Parallelimporten

vorgelegt. Er wird eine Gesamtsicht der mit Paral-

lelimporten verbundenen Probleme beinhalten

und patent- und wettbewerbsrechtliche Aspekte

mitberücksichtigen. Untersucht werden auch die

volkswirtschaftlichen Auswirkungen bei einem

Übergang von nationaler zu internationaler Er-

schöpfung. Schliesslich werden im Bericht die

rechtlichen Möglichkeiten zur Einführung einer

regionalen oder nach Produkten differenzierten

Erschöpfung dargestellt.

Damit die vierte Kraftfahrzeugrichtlinie der

EU (Besucherschutzrichtlinie) auch in der Schweiz

angewendet werden kann, wird der Bundesrat

schliesslich im ersten Halbjahr 2002 eine Bot-

schaft zur Änderung des Versicherungsaufsichts-

und des Schadenversicherungsgesetzes sowie des

Strassenverkehrsgesetzes vorlegen.
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Der Bundesrat wird aufgrund der kontroversen

Vernehmlassung zum Gesamtpaket Post/Swiss-

com und  wegen der unterschiedlichen Marktent-

wicklungen die beiden Geschäfte künftig ge-

trennt behandeln.

Die Post soll ihre Finanzdienstleistungen im

Rahmen des geltenden Rechts ausbauen und

Kooperationen mit Banken eingehen können. Auf

eine Postbank wird verzichtet, hingegen soll die

Kapitalbasis des Unternehmens gestärkt werden.

Der Bundesrat wird bis zum kommenden Frühjahr

eine entsprechende Botschaft zur Revision des

Postorganisationsgesetzes ausarbeiten, damit das

Dotationskapital der Post für die Anwendung von

Regel 16 der Fachempfehlungen zur Rechnungs-

legung in der Schweiz und die Finanzierung des

ausgewiesenen Investitionsbedarfs erhöht wer-

den kann. Gleichzeitig wird er eine Rechtsgrund-

lage zur Übernahme des Fehlbetrages der Pen-

sionskasse für die besonderen Dienstverhältnisse

der Post schaffen. Weiter hat die Vernehmlassung

gezeigt, dass unterschiedliche Vorstellungen über

die weitere Entwicklung der Post bestehen: Einer-

seits werden neue Leistungsaufträge, Vorgaben

zur Poststellendichte und Abgeltungen gefordert,

andererseits eine forcierte Liberalisierung des

Postmarktes und die Totalrevision des Postgeset-

zes. Der Bundesrat wird im Frühjahr 2002 im

Rahmen einer Gesamtschau zur weiteren Ent-

wicklung der Post und der postalischen Grund-

versorgung Stellung nehmen und dem Parlament

entsprechende Anträge stellen.

Bei der Swisscom hat die Lagebeurteilung

ergeben, dass die Vernehmlassungsvorlage unter

den heutigen Bedingungen weder beim Parla-

ment noch später beim Volk Zustimmung finden

würde. Zudem hat der zeitliche Handlungsdruck

aufgrund der Situation in den Telekommunika-

tions- und Finanzmärkten nachgelassen. Der Bun-

desrat wird daher weitere Abklärungen durch-

führen und bis spätestens im kommenden Som-

mer über das weitere Vorgehen bei der Flexibili-

sierung der Bundesmehrheit an der Swisscom

befinden.

Ziel 10

Leistungsfähiger 

Service public: 

• Zukunft von Post 

und Swisscom
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Der Bundesrat wird dem Parlament im zweiten

Halbjahr 2002 eine Botschaft für eine Neue

Finanzordnung unterbreiten. Sie soll eine neue

verfassungsmässige Grundlage der Bundesein-

nahmen für die Zeit nach 2006 schaffen. Die bei-

den Haupteinnahmequellen, die Mehrwertsteuer

und die direkte Bundessteuer, sind sicherzustellen

und das bestehende Steuersystem soll vereinfacht

und verbessert werden. Konkret geht es um die

Aufhebung der Befristung bei der Mehrwertsteu-

er und bei der direkten Bundessteuer. Weiter soll

die Mehrwertsteuer auf einen Normal- und einen

reduzierten Satz beschränkt werden, verbunden

mit der mittel- bis langfristigen Aufhebung des

Sondersatzes für den Tourismus.

Der Bundesrat wird ausserdem im zweiten

Halbjahr 2002 die Vernehmlassung zur zweiten

Unternehmenssteuerreform durchführen. Ziel der

Reform ist eine weitere Verbesserung der steuer-

lichen Rahmenbedingungen für Unternehmen,

wobei vor allem Investitionen (Risikokapital) ent-

lastet werden sollen. Im Wesentlichen werden

zwei Massnahmen im Vordergrund stehen: Zum

einen die weitgehende Beseitigung der wirt-

schaftlichen Doppelbelastung auf Dividenden-

ausschüttungen aus «qualifizierten Beteiligun-

gen» mittels einer Teileinkünftebesteuerung beim

Aktionär. Zum anderen schnell realisierbare Ver-

besserungen bei der Liquidation und Nachfolge

von Personenunternehmungen. Zu prüfen sind

auch Vereinfachungen, indem Sonderregelungen

gestrichen werden. Hingegen ist das Ziel einer

gleichwertigen Entlastung für Personenunterneh-

men sowie Kapitalgesellschaften und Genossen-

schaften aus verschiedenen Gründen zurzeit noch

nicht realisierbar. Der finanzielle Rahmen für diese

Erleichterungen ist begrenzt. Aus heutiger Sicht

kommt nur eine ertragsneutrale Revision – allen-

falls eine solche mit Mindereinnahmen von maxi-

mal 50 Millionen Franken pro Jahr – in Frage.

Schliesslich wird der Bundesrat den Kon-

zeptbericht zum Neuen Rechnungsmodell des

Bundes den Kantonen zur Vernehmlassung un-

terbreiten und dem eidgenössischen Parlament

bis Ende 2002 die Botschaft für eine Totalrevision

des Bundesgesetzes über den eidgenössischen

Finanzhaushalt zukommen lassen. Im Zentrum

der Reform steht die grundlegende Modernisie-

rung des Rechnungswesens des Bundes, sowohl

in technischer als auch in materieller Hinsicht.

Neben der Erfolgsrechnung sollen neu eine Inve-

stitionsrechnung, eine Bilanz mit Anhängen sowie

eine Mittelflussrechnung auf Stufe Gesamtbund

bereitgestellt und die Rechnungsführung und

Rechnungslegung konsequent nach dem Accrual-

Prinzip (Grundsatz der Periodisierung von Wert-

verzehr und Wertzuwachs) geführt werden. Die

finanzielle Gesamtsteuerung wird sich weiterhin

in erster Linie an der Finanzierungssicht orientie-

ren und mit Hilfe der Schuldenbremse um einen

mittelfristigen Ausgleich der Ausgaben und Ein-

nahmen besorgt sein. Das Neue Rechnungsmo-

dell wird die Voraussetzungen schaffen, damit die

führungsrelevanten Finanzdaten zeit- und stufen-

gerecht bereitgestellt werden können.

2.3  Finanzen und Bundeshaushalt

Ziel 11

Umsetzung 

Finanzleitbild: 

• Neue Finanzordnung

• Vernehmlassung 

zur Unternehmens-

steuerreform II 

• Neues Rechnungs-

modell und Revision

Finanzhaushaltsgesetz
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Der Bundesrat wird dem Parlament im ersten

Halbjahr 2002 die Botschaft zu einem neuen

Bundesgesetz über die Kontrolle der technischen

Sicherheit vorlegen. Eine Agentur für technische

Sicherheit soll in erster Linie sicherheitsrelevante

Aufgaben wahrnehmen, soweit sie von einer

staatlichen Stelle erfüllt werden müssen (Festle-

gung des Sicherheitsniveaus und dessen Überwa-

chung). Operative Aufgaben, namentlich Konfor-

mitätsbewertungen, sollen soweit möglich an

Dritte übertragen und damit deren dezentrale

Ausführung verstärkt werden. Die neue Agentur

soll im Sinne eines Kompetenzzentrums die An-

wendung einer einheitlichen Sicherheitsphilosophie

sowohl bei der Gesetzgebung als auch im Vollzug

(gleiche Behandlung von vergleichbaren Risiken)

und die Trennung der Bauherren- und Förderauf-

gaben von der Sicherheitsaufsicht bringen.

Mit der Botschaft zur Änderung des Bun-

desgesetzes über den Umweltschutz, welche der

Bundesrat im zweiten Halbjahr 2002 verabschie-

den wird, will er mittels Förderbestimmungen die

Voraussetzungen für eine flächendeckende Ver-

sorgung der Schweiz mit schwefelfreien Treib-

stoffen schaffen. Der Bundesrat wird ausserdem

im Frühjahr 2002 die Botschaft zu einem Bundes-

beschluss zur Ratifizierung der Protokolle des

Übereinkommens zum Schutz der Alpen (Alpen-

konvention) verabschieden. Die Alpenkonvention

ist ein völkerrechtlicher Vertrag zwischen allen

Alpenländern sowie der Europäischen Gemein-

schaft, welche in einer Rahmenkonvention die

Grundphilosophie festgelegt. Details der Umset-

zung werden in Durchführungsprotokollen zu

den Themen Bergwald, Berglandwirtschaft, Bo-

denschutz, Energie, Naturschutz und Landschafts-

pflege, Raumplanung und nachhaltige Entwick-

lung‚ Tourismus, Verkehr sowie Streitbeilegung

geregelt. Die Betreuung und Umsetzung der

Alpenkonvention bildet einen besonderen, regio-

nalen Schwerpunkt. 

Falls das Elektrizitätsmarktgesetz (EMG) in

der Volksabstimmung angenommen wird, will

der Bundesrat das Gesetz und die dazugehörigen

Verordnungen rasch in Kraft setzen. Das EMG

soll eine nachhaltige Elektrizitätsversorgung ga-

rantieren. Neben Marktregeln, die auch die Anlie-

gen der Kleinkonsumenten berücksichtigen, ent-

hält es wichtige flankierende Massnahmen zur

Förderung der Wasserkraft und der übrigen

erneuerbaren Energien sowie zur Gewährleistung

der Versorgungssicherheit und des Service public. 

Schliesslich wird der Bundesrat im ersten

Halbjahr 2002 seine neue Strategie für eine 

nachhaltige Entwicklung verabschieden. Wichtige

Grundlage dafür ist die neue Bundesverfassung,

welche die nachhaltige Entwicklung in den Rang

eines zentralen Staatsziels erhebt. Die neue Stra-

tegie baut auf jener von 1997 auf und führt sie

weiter. Sie strebt den flächendeckenden Einbezug

der Grundsätze der nachhaltigen Entwicklung in

alle Sektoralpolitiken an. Anlass für die Erneue-

rung der Strategie ist der Weltgipfel für nachhal-

tige Entwicklung in Johannesburg im September

2002 (Rio+10). Das übergeordnete Ziel dieses

Gipfels ist die Überprüfung der Umsetzung der

Beschlüsse der Rio-Konferenz von 1992 sowie die

Verabschiedung von Massnahmen zu deren Wei-

terentwicklung und Verbesserung.

2.4  Umwelt und Infrastruktur

Ziel 12

Nachhaltige Umwelt-

politik:

• Bundesgesetz über 

die Kontrolle der 

technischen Sicherheit

• Förderung schwefel-

freier Treibstoffe

• Durchführungsproto-

kolle Alpenkonvention

• Neue Strategie Nach-

haltige Entwicklung
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Im Frühjahr 2002 wird der Bundesrat die Bot-

schaft zur Leistungsvereinbarung mit der SBB AG

für die Jahre 2003–2006 und zu einem entspre-

chenden Zahlungsrahmen verabschieden. Darin

legen Bund und SBB gemeinsam für jeweils vier

Jahre Ziele im Infrastrukturbereich und strategi-

sche Vorgaben für den Verkehrsbereich fest. Im

ebenfalls auf vier Jahre befristeten Zahlungsrah-

men werden die finanziellen Mittel zur Erreichung

dieser Ziele definiert. Ergänzt wird die Leistungs-

vereinbarung durch die Eignerstrategie, mittels

welcher der Bund als Alleinaktionär der SBB stra-

tegische Vorgaben für alle Unternehmensberei-

che vorgibt.

Weiter wird er im Frühjahr 2002 einen

ersten Verlagerungsbericht gemäss Verkehrsver-

lagerungsgesetz vorlegen. Dieser Bericht enthält

Aussagen zur Wirksamkeit der strassen- und

schienenseitigen flankierenden Massnahmen, zum

angestrebten Zwischenziel für die nächsten bei-

den Jahre und zu allenfalls notwendigen zusätz-

lichen Anpassungen der laufenden Massnahmen.

Im zweiten Halbjahr 2002 wird der Bundes-

rat die Vernehmlassung zum konzeptionellen Teil

des neuen Sachplans «Schiene/öffentlicher Ver-

kehr» eröffnen. Mit dem Sachplan soll die

Zukunft des öffentlichen Verkehrs besser auf die

Raumordnung abgestimmt werden. Der Kon-

zeptteil enthält wichtige Vorgaben zum öffentli-

chen Verkehr, insbesondere die Strategien des

Bundes für den Personenverkehr, den Güterver-

kehr, die gemeinsame Funktion des Bundes und

der Kantone als Besteller und die daraus abzulei-

tende Infrastruktur. Im weiteren wird der Kon-

zeptteil Stossrichtungen in Bezug auf die Hoch-

geschwindigkeitsverkehrsanschlüsse, BAHN 2000

2. Etappe sowie Regelungen bezüglich der Netz-

hierarchie enthalten. Schliesslich werden allge-

meine Planungsgrundsätze zuhanden der nach-

gelagerten Planungen entwickelt. 

Im zweiten Halbjahr 2002 wird der Bundes-

rat zudem eine zweite Vorlage zur Bahnreform in

die Vernehmlassung geben. Die Bahnreform 2

wird auf den Erfahrungen der ersten Etappe auf-

bauen und in erster Linie die Harmonisierung der

Investitions- und Infrastrukturfinanzierung bein-

halten. Im Rahmen der Umsetzung der FinÖV-

Beschlüsse wird zudem die Vernehmlassung über

die Anschlüsse der Ost- und Westschweiz ans

europäische Hochgeschwindigkeitsnetz eröffnet.

Mit den Anschlüssen sollen der Wirtschaftsstan-

dort Schweiz gestärkt sowie der Strassen- und

Luftverkehr im Bereich der Kurz- und Mittel-

strecken soweit wie möglich auf die Schiene ver-

lagert werden. Ende 2002 wird der Bundesrat

ausserdem eine Botschaft über die Freigabe der

gesperrten Mittel der zweiten Phase der NEAT

(Ceneri- und Zimmerberg-Basistunnel) vorlegen.

Der Bundesrat wird ausserdem im ersten

Halbjahr 2002 die Botschaft zur Eidgenössischen

Volksinitiative «Avanti – für sichere und leistungs-

fähige Autobahnen» verabschieden. Die Initiative

verlangt insbesondere den Ausbau der Autobah-

nen zwischen Genf und Lausanne sowie zwischen

Bern und Zürich auf sechs Spuren und den Bau

einer zweiten Tunnelröhre am Gotthard. Die Bau-

arbeiten sollen nach dem Willen der Initianten

spätestens zehn Jahre nach Annahme der Initiati-

ve in Angriff genommen werden. Die Zustim-

mung zur Initiative würde eine Teilaufhebung des

Alpenschutzartikels bedingen. Der Bundesrat an-

erkennt zwar, dass auf gewissen Abschnitten des

Nationalstrassennetzes Engpässe entstehen. Einen

umfassenden Ausbau auf sechs Spuren lehnt er

jedoch ebenso ab wie den Bau einer zweiten Tun-

nelröhre am Gotthard, da letztere dem Alpen-

schutzartikel und insbesondere auch der seit Jah-

ren angestrebten Güterverlagerungspolitik zuwi-

der läuft. Der Bundesrat will daher mit einem

Gegenvorschlag das Nationalstrassennetz punk-

tuell, bei ausgewiesenem Bedarf und koordiniert

mit den andern Verkehrsträgern ausbauen, auf

die zweite Tunnelröhre am Gotthard verzichten,

dafür jedoch die Probleme im Agglomerations-

verkehr angehen. In diesem Zusammenhang wird

er im ersten Halbjahr 2002 Stellung nehmen zu

den Empfehlungen der Expertengruppe «Agglo-

merationsverkehr». Er wird sich dabei auch zu den

Ziel 13

Nachhaltige Verkehrs-

politik:

• Leistungsvereinbarung

SBB 2003–2006

• Verlagerungsbericht 

• Vernehmlassung zum

Sachplan Schiene/öV

• Vernehmlassung 

Bahnreform 2. Etappe

• Freigabe 2. Phase

NEAT 

• Vernehmlassung 

HGV-Anschlüsse

•  Gegenvorschläge zur

Volksinitiative «Avanti»

•  Massnahmen Agglo-

merationsverkehr

• Luftverkehrsabkommen

mit Deutschland
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Der Bundesrat wird im Rahmen des 4. Berichts

der Koordinationsgruppe Informationsgesellschaft

vom Stand der Umsetzung der beschlossenen

Massnahmen und der Entwicklung der Informa-

tionsgesellschaft in der Schweiz Kenntnis nehmen

sowie allfällige weitere Massnahmen beschlies-

sen. Auf der Grundlage eines speziellen Berichtes

wird er prüfen, ob Handlungsbedarf besteht, um

den Ausschluss von Teilen der Bevölkerung von

der Informationsgesellschaft zu verhindern. Ende

2002 wird der Bundesrat zudem von den Ergeb-

nissen der Pilotphase zum Guichet virtuel Kennt-

nis nehmen und über das weitere Vorgehen ent-

scheiden. Darauf abgestimmt wird er ein neues

Vertragswerk mit den Kantonen für die Periode

2003–2004 verabschieden.

Der Bundesrat wird ausserdem in der ersten

Jahreshälfte Kenntnis nehmen von den Resulta-

ten der Vernehmlassung zu einem Bundesgesetz

über den elektronischen Geschäftsverkehr und

anschliessend über das weitere Vorgehen ent-

scheiden. Zur Frage der Abgabe einer digitalen

Identität an alle Bürgerinnen und Bürger wird er

im Jahr 2002 von einem Bericht Kenntnis nehmen

und das weitere Vorgehen festlegen.

Schliesslich wird der Bundesrat in Umset-

zung von Artikel 65 der Bundesverfassung im

Verlaufe des Jahres 2002 einen Vorentwurf für

ein Bundesgesetz zur Harmonisierung der kom-

munalen und kantonalen Einwohnerregister und

anderer Personenregister in die Vernehmlassung

schicken. Der Vorentwurf wird sich nicht nur auf

die Nutzung der Register für statistische Zwecke

beziehen, sondern auch auf deren Nutzung zu

administrativen Zwecken (Behördenverkehr, ad-

ministrativer Verkehr zwischen Staat und Bürger-

schaft, E-Voting, Guichet virtuel und amtlicher

digitaler Ausweis).

2.5  Informationsgesellschaft und Medien

Ziel 14

Umsetzung Strategie

Informationsgesell-

schaft:

• Massnahmen gegen

digitale Spaltung der

Gesellschaft

• weiteres Vorgehen 

Guichet virtuel

• Regelung des 

elektronischen

Geschäftsverkehrs

• weiteres Vorgehen

digitale Identität

• Bundesgesetz zur 

Harmonisierung der 

Verwaltungsregister

weiteren Vorschlägen (Erweiterung der Zweck-

bindung und speziell zur Frage des Road Pricings)

äussern.

Schliesslich wird der Bundesrat im zweiten

Halbjahr die Botschaft verabschieden zur Ratifi-

kation des Vertrags zwischen der Bundesrepublik

Deutschland und der Schweizerischen Eidgenos-

senschaft über die Durchführung der Flugver-

kehrskontrolle durch die Schweiz über deutschem

Hoheitsgebiet und über Auswirkungen des Betrie-

bes des Flughafens Zürich auf das Hoheitsgebiet

der Bundesrepublik Deutschland. Der Staatsver-

trag soll zum einen sicherstellen, dass die Schweiz

auch weiterhin die Flugverkehrskontrolle im grenz-

nahen Gebiet der Bundesrepublik Deutschland

durchführen kann. Zum andern regelt er die Aus-

wirkungen des Betriebs des Flughafens Zürich auf

das Gebiet von Deutschland. Insbesondere wird

die Zahl der Überflüge über süddeutschem Gebiet

ab Februar 2005 auf 100 000 pro Jahr begrenzt.

Ausgedehntere Sperrzeiten für die Nutzung die-

ses Luftraums während der Nacht und an Wo-

chenenden werden zeitlich vorgezogen. Der Ver-

trag sichert der Schweiz eine ausreichend lange

Übergangsfrist, um die nötigen Anpassungen

ohne Einschränkungen für den Flughafenbetrieb

vornehmen zu können.
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Der Bundesrat wird in der ersten Jahreshälfte

2002 die Botschaft zur Revision des Radio- und

Fernsehgesetzes verabschieden. Die wichtigsten

Ziele der Revision sind die Sicherstellung eines 

leistungsfähigen Service public und die Berück-

sichtigung der technischen Entwicklungen (Kon-

vergenz). Die Grundsätze für das neue Gesetz

basieren auf der Tatsache, dass die technologi-

sche Entwicklung und die Internationalisierung im

Rundfunk- und Fernmeldebereich die heutige

Rundfunkregulierung im Radio- und Fernsehge-

setz (RTVG) zunehmend unterhöhlen. Weder der

umfassende Gestaltungsanspruch des Staats noch

die klare Trennung von Rundfunk und Telekom-

munikation – zwei Grundsäulen des RTVG – wer-

den künftig aufrechterhalten werden können.

Das neue RTVG soll auch unter diesen veränder-

ten Bedingungen weiterhin einen starken und

wirkungsvollen Service public gewährleisten, wie

ihn die Bundesverfassung vorsieht. Gleichzeitig

soll der privaten Initiative im Rundfunk mehr Ent-

faltungsspielraum gegeben werden. Vor diesem

Hintergrund werden auch die Kompetenzordnun-

gen und die Behördenorganisation neu geregelt

werden müssen. Die im Frühjahr 2001 durchge-

führte Vernehmlassung zum Gesetzesentwurf

zeigte eine weitgehende Zustimmung zur Stoss-

richtung des Revisionsprojekts. Der vielfältigen

Kritik bezüglich Umsetzung der Ziele wird der

Bundesrat im Rahmen der Verabschiedung der

Botschaft soweit sinnvoll Rechnung tragen. Er

wird dabei die folgenden, besonders umstrittenen

Fragen nochmals genau prüfen: die Regelung

von Werbung und Sponsoring; die Stellung der

SRG; das Gebührensplitting zu Gunsten privater

Radio- und Fernsehveranstalter sowie die Behör-

denorganisation.

Ziel 15

Neue Medienordnung:

• Totalrevision Radio- 

und Fernsehgesetz

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2002 die

Botschaft zum Bundesgesetz über die Öffentlich-

keit der Verwaltung verabschieden. Damit soll der

Systemwechsel vom Grundsatz der Geheimhal-

tung mit Öffentlichkeitsvorbehalt zum Grundsatz

der Öffentlichkeit mit Geheimhaltungsvorbehalt

vollzogen werden. Jede Person erhält damit das

Recht auf Zugang zu amtlichen Dokumenten. Es

wird ein einfaches und rasches Verfahren vorge-

sehen.

Im Rahmen der Justizreform wurde dem Bund mit

Artikel 122 der Bundesverfassung die Befugnis

übertragen, das Zivilprozessrecht für die ganze

Schweiz einheitlich zu regeln. Gestützt auf diesen

Verfassungsauftrag wird der Bundesrat in der

ersten Hälfte 2002 eine entsprechende Vorlage in

die Vernehmlassung schicken, welche für die

ganze Schweiz das Zivilverfahrensrecht vor den

kantonalen Instanzen umfassend und einheitlich

regelt.

2.6  Staatliche Institutionen

Ziel 16

Stärkung der staatlichen

Handlungsfähigkeit:

• Bundesgesetz über 

die Öffentlichkeit der

Verwaltung

• Vernehmlassung zur

Schweizerischen 

Zivilprozessordnung 
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Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2002 vom

Bericht zur Zukunft der SUVA Kenntnis nehmen

und über das weitere Vorgehen entscheiden.

Anfang 2002 wird er auf der Grundlage des Syn-

theseberichts zu den Wirkungsanalysen des KVG

über das weitere Vorgehen beschliessen. Der

Bericht fasst die Erkenntnisse aus den verschiede-

nen Teil-Evaluationen zusammen und macht Vor-

schläge für die Weiterentwicklung des Gesetzes

und seiner Anwendung.

Der Bundesrat wird ausserdem im Jahr 2002

vom Fortgang des Projektes «Nationale Gesund-

heitspolitik» und von dessen Globalkosten Kennt-

nis nehmen. Dabei wird er auch über das Enga-

gement des Bundes für die folgenden Jahre 

beschliessen. Das Gesundheitsobservatorium, wel-

ches aus einer gemeinsamen Übereinkunft zwi-

schen Bund und Kantonen entstanden ist, wird

im Jahr 2002 seine operative Arbeit aufnehmen.

Die bis anhin bei verschiedenen Stellen gelager-

ten Daten zur Gesundheit werden zentral gesam-

melt und kommuniziert sowie alle betroffenen

Akteure vernetzt. Erste Schwerpunktthemen wer-

den die Leistungen und die Resultate des Pflege-

systems, die sozialen und wirtschaftlichen Einflüs-

se auf die körperliche und psychische Gesundheit

sowie die Gesundheit der Betagten sein.

Auch im ersten Halbjahr 2002 wird der Bun-

desrat die Botschaft zum Bundesgesetz über die

Aus-, Weiter- und Fortbildung für universitäre

Medizinalberufe verabschieden. Darin wird er die

ausbildungsbezogenen Neuerungen mit den Re-

gelungen betreffend postuniversitärer Weiter- und

Fortbildung, wie sie im 1999 revidierten Freizügig-

keitsgesetz für das Medizinalpersonal enthalten

sind, in einem Gesetz zusammenzuführen. Ziel ist

die Gewährleistung der nationalen und interna-

tionalen Freizügigkeit und die Qualitätssicherung

für die universitären Medizinalberufe.

Ende 2002 wird der Bundesrat den Vorentwurf

für ein neues Bundesgesetz zur Regelung der

Aus-, Weiter- und Fortbildung der psycholo-

gischen Berufe in die Vernehmlassung geben.

Darin wird zum einen die Regelung der Grund-

ausbildung in den qualifizierten psychologischen

Berufen (Hochschulausbildung in Psychologie)

angestrebt. Zum andern soll die berufliche Wei-

terbildung für die qualifizierten, gesundheitlich

relevanten psychologischen Berufe (insbesondere

Psychotherapie) geregelt werden, wobei der

Titelschutz und die internationale Mobilität zu

berücksichtigen sind.

Im Frühjahr 2002 wird der Bundesrat dem

Parlament einen Gesetzesentwurf über geneti-

sche Untersuchungen beim Menschen unterbrei-

ten. In diesem Entwurf werden die Vernehmlas-

sungsergebnisse berücksichtigt sein, die im Allge-

meinen sehr positiv ausgefallen sind. Der Entwurf

regelt die genetischen Untersuchungen in den

problematischen Bereichen, so in der Medizin

(einschliesslich pränataler Diagnostik und Krank-

heitsfrüherkennung), am Arbeitsplatz, im Bereich

der Versicherungen, der Haftpflicht und der Iden-

tifizierung von Personen auf dem Gebiet des

Zivil- und des Verwaltungsrechts. Der Entwurf

schützt Personen gegen allfällige Missbräuche

und untersagt jegliche Form der Diskriminierung

einer Person auf Grund ihres Erbgutes.

Schliesslich wird der Bundesrat im Laufe des

zweiten Halbjahres 2002 den Vorentwurf zur

Revision des Opferhilfegesetzes in die Vernehm-

lassung schicken. Er wird sich dabei auf den

Bericht der Expertenkommission abstützen. Das

Ziel der Revision besteht darin, die Wirksamkeit

des Gesetzes zu verbessern, die verschiedenen

staatlichen Leistungen klarer zu umschreiben und

die Kosten einzudämmen, namentlich im Bereich

der Genugtuung. 

3.1 Soziale Sicherheit und Gesundheit

3 Die Schweiz als Heimat für alle ihre 
Bewohnerinnen und Bewohner –
Identitätsraum für alle Generationen schaffen

Ziel 17

Gewährleistung sozialer

Ausgleich und nationale

Gesundheitspolitik:

• SUVA: weiteres 

Vorgehen

• KVG: Wirkungsanalysen

und weiteres Vorgehen

• Zwischenentscheide

zur Nationalen Gesund-

heitspolitik

• Bundesgesetze über

die Aus-, Weiter- und

Fortbildung für univer-

sitäre Medizinalberufe

und für psychologische

Berufe

• Humangenetikgesetz

• Vernehmlassung zur

Revision des Opfer-

hilfegesetzes 
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3.3  Gesellschaft, Kultur und Sport

Nach Auswertung des Vernehmlassungsverfah-

rens wird der Bundesrat in der zweiten Jahres-

hälfte 2002 die Botschaft zu einem Sprachenge-

setz verabschieden. Mit dem Erlass soll Artikel 70

der neuen Bundesverfassung umgesetzt werden.

Neben der Verwendung der Amtssprachen des

Bundes, besonders des Rätoromanischen als Teil-

amtssprache, soll geregelt werden, wie und in

welcher Zusammenarbeit mit den Kantonen der

Bund die Verständigung und den Austausch zwi-

schen den Sprachregionen fördern kann, dies

namentlich im Hinblick auf die Stärkung der indi-

viduellen Mehrsprachigkeit. Ein weiteres Ziel des

Erlasses ist die Unterstützung der mehrsprachigen

Kantone bei der Erfüllung ihrer besonderen Auf-

gaben. Schliesslich soll die Unterstützung von

Massnahmen der Kantone Graubünden und Tes-

sin für das Italienische und das Rätoromanische

weitergeführt werden.

In der ersten Jahreshälfte 2002 wird der

Bundesrat ausserdem die Botschaft über eine Stif-

tung für das Schweizerische Landesmuseum ver-

abschieden. Mit der Überführung des Landesmu-

seums in eine Stiftung will er die Voraussetzun-

gen schaffen für eine inhaltliche Modernisierung

und für die Entwicklung neuer Formen der Ver-

mittlung historischer Objekte und Zusammen-

hänge. Das vor mehr als 100 Jahren im Geiste des

19. Jahrhunderts realisierte Schweizerische Lan-

desmuseum soll neu gebaut und damit den

Ansprüchen der Besucherinnen und Besucher im

21. Jahrhundert angepasst werden.

In der zweiten Jahreshälfte 2002 wird die

Botschaft zum Bundesgesetz über die registrierte

Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare verab-

schiedet. Der Entwurf soll die Bedingungen

regeln, unter denen homosexuelle Paare ihre

Partnerschaft registrieren lassen können, und die

Rechtsfolgen, die sich aus einer Registrierung

ergeben. Überdies werden die Voraussetzungen

für ein Aufenthaltsrecht von Ausländerinnen und

Ausländern definiert, die mit einer Schweizerin

oder einem Schweizer in registrierter Partner-

schaft leben. Ausserdem werden die öffentlich-

rechtlichen Auswirkungen einer registrierten

Partnerschaft bestimmt (Bürgerrecht, Sozialversi-

cherungsrecht, Steuerrecht usw.).

Schliesslich wird der Bundesrat noch im

ersten Halbjahr 2002 die Botschaften zur Kandi-

datur Schweiz – Österreich für die Fussball-EM

2008 und zur Kandidatur Berns für die Olympi-

schen Winterspiele 2010 verabschieden. Mit sei-

nen Beiträgen im Rahmen des Nationalen Sport-

anlagenkonzeptes an die Erstellung einer neuen

Generation von Stadien hat der Bund eine wesent-

liche Voraussetzung für die Durchführung der

Fussball-EM bereits geschaffen. In der Botschaft

werden die übrigen Massnahmen in den Berei-

chen Verkehr, Telekommunikation und Sicherheit

etc. umschrieben, die Voraussetzung für eine

erfolgreiche Kandidatur und Durchführung der

Anlässe sind. In der Botschaft zur Kandidatur

Berns für die Olympischen Winterspiele 2010

wird aufgezeigt, welche Leistungen und allenfalls

Beiträge von Seiten des Bundes zu erbringen

wären. 

Ziel 19

Sicherstellen des natio-

nalen und gesellschaft-

lichen Zusammenhalts: 

• Sprachengesetz

•  Neues Schweizeri-

sches Landesmuseum

•  Bundesgesetz über 

die registrierte Partner-

schaft gleichgeschlecht-

licher Paare

• Kandidaturen Fussball-

EM 2008 und Olympische

Winterspiele 2010

Ziel 18

Gewährleistung des

sozialen und regionalen

Ausgleichs:

• Bundesgesetz über 

die Förderung von preis-

günstigem Wohnraum

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr die Bot-

schaft zum Bundesgesetz über die Förderung von

preisgünstigem Wohnraum verabschieden. Mit

einem neuen Instrumentarium sollen die Erneue-

rung und der Neubau von Mietobjekten vergün-

stigt und der Erwerb von Wohneigentum erleich-

tert werden. Ferner werden die Träger und Orga-

nisationen des gemeinnützigen Wohnungsbaus

weiterhin unterstützt, und die Erarbeitung von

Wissens- und Entscheidungsgrundlagen wird

fortgeführt.

3.2  Regionaler Ausgleich
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Das neue Bundesgesetz für Ausländerinnen und

Ausländer (AuG) soll das alte, als Rahmengesetz

konzipierte Bundesgesetz über Aufenthalt und

Niederlassung der Ausländer (ANAG) ersetzen.

Mit der Totalrevision sollen die Rechte und Pflich-

ten der Ausländerinnen und Ausländer mit Bezug

auf die Einreise, die Ausgestaltung des Aufent-

haltsrechts und der Erwerbstätigkeit auf gesetzli-

cher Stufe umfassend geregelt werden. Dazu

gehören aber auch Bestimmungen für eine wir-

kungsvolle Förderung der Integration von in der

Schweiz dauerhaft anwesenden Ausländerinnen

und Ausländern. Das AuG wird primär auf Dritt-

staatangehörige angewendet werden, da für die

Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der EU und

der EFTA in erster Linie die Bestimmungen des

bilateralen Abkommens mit der EU über die Frei-

zügigkeit massgebend sein werden. Der Bundes-

rat wird die Botschaft im ersten Halbjahr 2002

vorlegen.

Mit einer griffigen Drittstaatenregelung und mit

institutionellen Anreizen soll das Asylverfahren

effizienter und kostengünstiger werden. Der Ent-

wurf zur Teilrevision des Asylgesetzes sieht sowohl

im Verfahrens- und Vollzugsbereich wie auch im

Sozialbereich umfassende Änderungen vor. Haupt-

pfeiler der Vorlage bilden die Bestimmungen über

die Drittstaatenregelung, die Aufhebung und den

Ersatz der vorsorglichen Wegweisung sowie die

Ersatzmassnahmen bei nicht vollziehbaren Weg-

weisungen und bei einer schwerwiegenden per-

sönlichen Notlage. Im Sozialbereich wird eine

Neuausrichtung bei der Subventionierung der

Kantone und die Einführung einer Sonderabgabe

anstelle der bisherigen Sicherheitsleistungspflicht

vorgeschlagen. Der Bundesrat wird die Botschaft

im ersten Halbjahr 2002 verabschieden.

Ziel 20

Neuorientierung 

Ausländerpolitik und

Stabilisierung im 

Asylbereich: 

• Totalrevision Aus-

ländergesetz 

• Teilrevision Asylgesetz

3.4  Migration
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Gestützt auf die Ergebnisse des Vernehmlas-

sungsverfahrens wird der Bundesrat in der zwei-

ten Jahreshälfte 2002 eine Botschaft mit Mass-

nahmen zur verbesserten Bekämpfung des

Rechtsextremismus vorlegen. Schwerpunktmäs-

sig geht es dabei um die strafrechtliche Erfassung

von rechtsextremem und rassistischem Propagan-

damaterial sowie von Gesten und Symbolen, die

Überprüfung des Auftragsbereichs des Staats-

schutzes, die Schliessung von Lücken im Bereich

der Strafverfolgung und die Schaffung von

Rechtsgrundlagen für die nationale Erfassung des

Hooliganismus. Überprüft wird ferner die

Anwendung des Bundesgesetzes zur Wahrung

der inneren Sicherheit, namentlich im Graube-

reich zwischen gewalttätigem und rein ideologi-

schem Extremismus. 

Der Bundesrat wird im Verlauf des Jahres

2002 eine Vernehmlassung zur Revision des Waf-

fengesetzes durchführen. Mit der Revision sollen

insbesondere die Regulierung von Soft-Air- und

Imitationswaffen und verschärfte Bestimmungen

über den privaten Waffenhandel überprüft wer-

den.

Im Herbst 2002 wird der dritte Bericht im

Rahmen des Projektes USIS (Überprüfung des

Systems der inneren Sicherheit der Schweiz) vor-

gelegt. Nachdem in den ersten beiden Berichten

eine Stärke- und Schwächenanalyse (USIS I)

sowie grobe Soll-Varianten und Sofortmassnah-

men (USIS II) aufgezeigt wurden, werden im drit-

ten Bericht die gewählten Varianten im Detail

ausgearbeitet. Die politischen Behörden in Bund

und Kantonen können auf dieser Grundlage

finanziell, rechtlich und organisatorisch über die

konkrete Umsetzung der Varianten entscheiden,

mit denen die zunehmenden Schwierigkeiten bei

der internationalen Verbrechensbekämpfung und

der Bewältigung von sicherheitspolizeilichen Auf-

gaben bewältigt werden sollen.

Der Bundesrat wird ausserdem im Frühling

2002 die Ergebnisse des Vernehmlassungsverfah-

rens zur Teilrevision des Datenschutzgesetzes zur

Kenntnis nehmen und gestützt darauf die Bot-

schaft im zweiten Halbjahr 2002 vorlegen. Der

Bundesrat hat das Vernehmlassungsverfahren zur

Teilrevision mit demjenigen zum Zusatzprotokoll

des Übereinkommens des Europarats zum Schutz

des Menschen bei der automatisierten Verarbei-

tung personenbezogener Daten (Série des traités

européens Nr. 108) verbunden. Das Zusatzproto-

koll enthält Bestimmungen über die Aufsichts-

behörden und die grenzüberschreitende Daten-

übermittlung. Die Revisionsvorschläge zielen in

der Hauptsache auf die Erhöhung der Transpa-

renz bei der Beschaffung von Daten ab.  

3.5  Innere Sicherheit

Ziel 21

Wahrung der inneren

Sicherheit unter

Gewährleistung der

Grundrechte:

• Verbesserte 

Bekämpfung des 

Rechtsextremismus

•  Vernehmlassung zur

Revision des Waffen-

gesetzes

• Bericht USIS III

• Teilrevision Daten-

schutzgesetz





24

Wichtigste geplante Parlamentsgeschäfte 2002
nach Schwerpunkten geordnet

• Botschaft zum Bundesgesetz über Massnahmen zur zivilen Friedensförderung und Stärkung 

der Menschenrechte

• Botschaft über einen Rahmenkredit für Massnahmen zur zivilen Friedensförderung und 

Stärkung der Menschenrechte

• Botschaft betreffend Unterstützung der weltweiten Chemiewaffenvernichtung (in Erfüllung 

der Mo. Paupe 00.3519 Weltweite Chemiewaffenabrüstung)

• Botschaft über die Weiterführung der technischen Zusammenarbeit und der Finanzhilfe 

zugunsten von Entwicklungsländern

• Botschaft betreffend das 2. Protokoll zum Haager Übereinkommen zum Schutze von 

Kulturgütern in bewaffneten Konflikten

• Finanzierungsbotschaft für die Teilnahme der Schweiz an den Weltausstellungen Paris 

und Aichi 

• Botschaft zur Ratifizierung des Änderungsprotokolls zum internationalen Übereinkommen 

vom 18. Mai 1973 zur Vereinfachung und Harmonisierung der Zollverfahren 

(Kyoto-Übereinkommen)

• Ratifikation des Transitprotokolls zum Vertrag über die Energiecharta

• Botschaft über Freihandelsabkommen mit Kroatien und Jordanien

• Botschaft über die Freihandelsabkommen mit Kanada, Chile und Singapur

• Botschaft zur Ratifikation des Protokolls von Kyoto (Zusatzprotokoll zur Klimakonvention)

• Botschaft zur Erneuerung des Rahmenkredits für die globale Umwelt (GEF)

• Botschaft zur Genehmigung der Änderung vom 17. September 1997 und vom 

3. Dezember 1999 des Montrealer Protokolls über Stoffe, die zu einem Abbau der 

Ozonschicht führen

• Botschaft zur Ratifikation des Stockholmer Übereinkommens über persistente organische 

Schadstoffe (UNEP-POP-Konvention)

• Botschaft zur Ratifikation des Protokolls vom 30. November 1999 zum Übereinkommen 

von 1979 über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung, betreffend die Ver-

ringerung der Versauerung, Eutrophierung und des bodennahen Ozons (Göteborger Protokoll)

• Botschaft zur Verlängerung der Teilnahme der Schweiz an den allgemeinen Kreditvereinba-

rungen des IWF

• Bericht über das 1. Zusatzprotokoll zur EMRK (in Erfüllung der Ip. Columberg 91.3195 

Verpflichtungen der Schweiz im Bereich der Menschenrechte)

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1  Die Schweiz als Partnerin in der Welt – Chancen 

einer offenen und zukunftsorientierten Schweiz wahrnehmen

1.1  Aussenbeziehungen
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1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1.2  Sicherheit

• Botschaft zum Auslieferungsübereinkommen mit Frankreich

• Botschaft zu einem Staatsvertrag über die Zusammenarbeit mit EUROPOL

• Botschaft zur Ratifizierung der UNO-Konvention zur Bekämpfung der Finanzierung 

des Terrorismus

• Botschaft zum Beitritt zum Übereinkommen zur Unterdrückung von terroristischen 

Bombenanschlägen

• Botschaft zur Teilrevision des Militärstrafgesetzes

• Botschaft zum Bundesbeschluss über die Finanzierung der Zusammenlegung der zivilen 

und militärischen Flugsicherungsdienste in die Aktiengesellschaft SKYGUIDE
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2  Die Schweiz als attraktiver Werk-, Denk- und Schaffensplatz –

Entfaltungschancen der kommenden Generationen sicherstellen 

und verbessern

2.1  Forschung und Bildung

• Botschaft über einen neuen Hochschulartikel in der Bundesverfassung

• Botschaft über die Förderung von Bildung, Forschung und Technologie in den Jahren 

2004–2007

• Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes über die Eidgenössischen Technischen 

Hochschulen

• Botschaft zur Teilrevision des Fachhochschulgesetzes

• Botschaft zum Bundesbeschluss über die Finanzierung der Fachhochschulen

• Botschaft zu einem Bundesgesetz über die Forschung mit überzähligen Embryonen und 

embryonalen Stammzellen

• Bericht über den funktionalen Analphabetismus (in Erfüllung des Po. Widmer Hans 

00.3466 Funktionaler Analphabetismus)

• Bericht über die Möglichkeiten einer nachfrageorientierten Weiterbildung 

(in Erfüllung des Po. WBK-NR 00.3605 Nachfrageorientierte Weiterbildung)

2.2  Wirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit

• Botschaft zur Umsetzung der Besucherschutzrichtlinie 2000/26/EG (Teilrevisionen des 

Versicherungsabkommens Schweiz-EWG, des Versicherungsabkommens Schweiz-

Liechtenstein, des Versicherungsaufsichts-, des Schadenversicherungs- sowie 

des Strassenverkehrsgesetzes)

• Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über die Banken und Sparkassen (Bankenliquidation)

• Botschaft zur Totalrevision des Zollgesetzes

• Botschaft zum Bundesgesetz über nachrichtenlose Vermögen

• Botschaft zu einem Bundesgesetz für die internationale Währungszusammenarbeit

• Botschaft zur Weiterentwicklung der Agrarpolitik (Agrarpolitik 2007): Änderungen des 

Landwirtschaftsgesetzes, des Bundesgesetzes über das bäuerliche Bodenrecht, des Bundes-

gesetzes über die landwirtschaftliche Pacht, des Schweizerischen Zivilgesetzbuches und des 

Tierseuchengesetzes sowie neues zeitlich befristetes Bundesgesetz über die Beiträge der zur

Ausrottung von BSE angeordneten Verbrennung von Fleischabfällen, einschliesslich eines 

Bundesbeschlusses über die finanziellen Mittel der Landwirtschaft in den Jahren 2004–2007

• Botschaft zur weiteren Entwicklung des Postwesens und zur Revision des Postorganisations-

gesetzes

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002
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1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

• Botschaft zur Revision des Nationalbankgesetzes

• Botschaft zur Revision des Tierschutzgesetzes

• Botschaft über die Änderung des Zolltarifgesetzes

• Bericht über die kultur- und arbeitsmarktpolitische Bedeutung der Buchpreisbindung 

(in Erfüllung der Mo. Zisyadis 00.3497 Einheitliche Bücherpreise)

• Bericht zur Erschöpfungsproblematik bei Parallelimporten (in Erfüllung des Po. WAK-NR 

00.3612 Parallelimporte. Bericht zur Erschöpfungsproblematik bis Ende 2002)

2.3  Finanzen und Bundeshaushalt

• Botschaft zur Neuen Finanzordnung

• Botschaft zur Teilrevision des Tabaksteuergesetzes

• Botschaft zur Totalrevision des Finanzhaushaltsgesetzes (Neues Finanzhaushaltsgesetz)

• Bericht über die Vereinheitlichung der zeitlichen Bemessung bei den direkten Steuern 

der natürlichen Personen. Konkretisierung des Verfassungsauftrags zur formellen 

Steuerharmonisierung

• Bericht über kumulative Abgabelasten (in Erfüllung des Po. Vallender 98.3576 

Gesamtbelastung mit Steuern und Kausalabgaben)

• Bericht über die Verteilung des Wohlstandes in der Schweiz (in Erfüllung des Po. 

Fehr Jacqueline 01.3246 Verteilung des Wohlstandes in der Schweiz) 

2.4  Umwelt und Infrastruktur

• Botschaft zur Ratifizierung des Übereinkommens der FAO über pflanzengenetische 

Ressourcen in Ernährung und Landwirtschaft

• Botschaft zum Bundesgesetz über die Kontrolle der technischen Sicherheit 

• Botschaft zur Revision des Umweltschutzgesetzes (Förderung der Einführung schwefelfreier 

Treibstoffe)

• Botschaft zur Ratifizierung der Protokolle zum Übereinkommen zum Schutz der Alpen 

(Alpenkonvention)

• Botschaft zur Ratifikation der Landschaftskonvention des Europarates

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002
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• Botschaft über die Finanzierung der Trassensicherung für zurückgestellte NEAT-Neubaustrecken 

• Botschaft über die Leistungsvereinbarung zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

und der Aktiengesellschaft Schweizerische Bundesbahnen SBB und über den Zahlungsrahmen

für die Jahre 2003–2006

• Botschaft zu einem Seilbahngesetz

• Botschaft über die Freigabe der gesperrten Mittel der zweiten Phase der NEAT

• Botschaft zur Volksinitiative «Avanti – für sichere und leistungsfähige Autobahnen»

• Botschaft zur Ratifikation des Vertrags zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Durchführung der Flugverkehrskontrolle und 

über die Auswirkungen des Betriebes des Flughafens Zürich 

• Erster Verlagerungsbericht gemäss Verkehrsverlagerungsgesetz 

• Bericht zur Prüfung von Partikelfiltern für schwere Nutzfahrzeuge (in Erfüllung des Po. 

Stump 99.3166 Schwere Nutzfahrzeuge. Partikelfilter)

• Bericht über die Reduktion der Umweltrisiken von Düngern und Pflanzenschutzmitteln 

(in Erfüllung der Mo. UREK-SR 94.3005 Einführung von Lenkungsabgaben auf 

Mineraldüngern, Hofdüngerüberschüssen und Pflanzenbehandlungsmitteln)

• Bericht zur Umsetzung der Schlussfolgerungen des OECD-Umweltprüfberichtes Schweiz 

1998 (in Erfüllung des Po. UREK-SR 99.3570 Umweltprüfbericht «Schweiz» der OECD. 

Massnahmen)

2.5  Informationsgesellschaft und Medien

• Botschaft zum Radio- und Fernsehgesetz

2.6  Staatliche Institutionen

• Botschaft zum Bundesgesetz über die Öffentlichkeit der Verwaltung

1. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002
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1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

3  Die Schweiz als Heimat für alle ihre Bewohnerinnen und 

Bewohner – Identitätsraum für alle Generationen schaffen

3.1  Soziale Sicherheit und Gesundheit

• Botschaft zur Ratifikation des Protokolls über Wasser und Gesundheit zum Übereinkommen 

der ECE/UNO von 1992 zum Schutz und zur Nutzung grenzüberschreitender Wasserläufe 

und internationaler Seen 

• Botschaft zum Bundesgesetz über die Aus-, Weiter- und Fortbildung für universitäre 

Medizinalberufe

• Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes über die Militärversicherung

• Botschaft zum Bundesgesetz über genetische Untersuchungen beim Menschen 

(Humangenetikgesetz)

• Bericht zur Transparenz der Reserven der Krankenkassen im Bereich Grundversicherung 

(in Erfüllung des Po. SGK-SR 01.3423 Transparenz der Reserven der Krankenkassen)

3.2  Regionaler Ausgleich

• Botschaft zum Bundesgesetz über die Förderung von preisgünstigem Wohnraum

• Bericht über die raumordnungspolitischen Auswirkungen der bilateralen Verträge 

(in Erfüllung des Po. Hoffmann Hans 99.3531 Auswirkungen der bilateralen Verträge 

mit der EU auf die Raumordnungspolitik der Grenzkantone und des Bundes) 
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3.3  Gesellschaft, Kultur und Sport

• Botschaft zum Sprachengesetz

• Botschaft zu einem Bundesgesetz über eine Stiftung für das Schweizerische Landesmuseum

• Botschaft zum Bundesgesetz über die registrierte Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare

• Botschaft zur Kandidatur Schweiz-Österreich für die Fussball-EM 2008

• Botschaft zur Kandidatur Bern für die Olympischen Winterspiele 2010

• Bericht zur Umsetzung von Artikel 69 BV im Bereich der Musikausbildung (in Erfüllung der 

Mo. Bangerter Käthi 99.3528, Mo. Danioth Hans 99.3502 Förderung der Musikausbildung 

und Po. Suter Marc 98.3473 Eidg. Akademie der musischen Künste) 

• Bericht über die Umsetzung des Aktionsplans «Gleichstellung von Frau und Mann» durch 

die Bundesbehörden (in Erfüllung des Richtlinienpostulats 00.3222 Gleichstellung von 

Frau und Mann)

3.4  Migration

• Botschaft zur Teilrevision des Asylgesetzes

• Botschaft zum Bundesgesetz über Ausländerinnen und Ausländer 

• Botschaft zum Bundesgesetz über die Bearbeitung von Daten im Ausländer- und 

Asylbereich in einem Informationssystem

3.5  Innere Sicherheit

• Botschaft zur Teilrevision des Datenschutzgesetzes

• Botschaft betreffend Massnahmen zur Bekämpfung des Rechtsextremismus

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

1. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002

2. Halbjahr 2002



31

Wichtigste geplante Wirksamkeitsprüfungen 2002
nach Schwerpunkten geordnet

1  Die Schweiz als Partnerin in der Welt – Chancen 

einer offenen und zukunftsorientierten Schweiz wahrnehmen

1.1 Aussenbeziehungen

Evaluation der Schweizerischen Friedensstiftung

Bundesamt für Bildung und Wissenschaft

Art. 16 Forschungsgesetz

Ziel 02–2 Zivile Friedensförderung und Stärkung der Menschenrechte 

(Bundesgesetz und Rahmenkredit zur zivilen Friedensförderung)

Vorbereitung Leistungsauftrag 2004–2007

Bundesrat

Wirtschaftlichkeitsanalyse

deutsch

Switzerland – Financial System Stability Assessment

Internationaler Währungsfonds (IWF)

–

Ziele BR 2003 Revision der Finanzmarktaufsicht (u.a. Banken- und Börsengesetz) 

Beurteilung Handlungsbedarf zur Verbesserung der Stabilität des Finanzsektors; Beitrag zur 

Beurteilung laufender regulatorischer Reformvorhaben (Finanzmarktaufsicht)

Verwaltung

Ex-ante-Evaluation

englisch

1.2 Sicherheit

keine

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:



32

2 Die Schweiz als attraktiver Werk-, Denk- und Schaffensplatz –

Entfaltungschancen der kommenden Generationen sicherstellen 

und verbessern

2.1 Forschung und Bildung

Evaluation of the ETH-Domain: Peer-reviewed intermediate evaluation  

of performance mandate 2000–2003

Gruppe für Wissenschaft und Forschung

Leistungsauftrag vom 12.6.1999

Ziel 02–7 Revision des Bundesgesetzes über die Eidgenössischen Technischen Hochschulen 

Vorbereitung Leistungsauftrag ETH 2004–2007

Bundesrat

Vollzugsevaluation

englisch

2.2 Wirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit

Evaluation Art. 62a Gewässerschutzgesetz, Empfehlungen an den Bund,  

die Kantone und die landwirtschaftliche Beratung, Ergebnisbericht

Bundesamt für Landwirtschaft

Verordnung über die Beurteilung der Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft

Ziel 02–9 Agrarpolitik 2007

Optimierung des Vollzugs von Art. 62a Gewässerschutzgesetz, Vorbereitung für Grundlagen 

anderer regionaler Programme

Bund, Kantone 

Vollzugsevaluation

deutsch und französisch

Überprüfung der Methodik und Vorschläge für eine optimale Mittelzuteilung  

in der landwirtschaftlichen Absatzförderung

Bundesamt für Landwirtschaft

Art. 187 Abs. 13 Landwirtschaftsgesetz

Ziel 02–9 Zahlungsrahmen für die Landwirtschaft für die Jahre 2004–2007

Vollzugsoptimierung

Verwaltung

Vollzugsevaluation

deutsch

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:
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Reduktion der Umweltrisiken von Düngern und Pflanzenschutzmitteln 

Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft

Art. 44 Umweltschutzgesetz; Art.14 und 15 Gewässerschutzgesetz 

Ziel 02–9 Agrarpolitik 2007

Überprüfung des Vollzugs und der möglichen Massnahmen nach bestehendem Umweltrecht

Parlament

Vollzugsevaluation

deutsch, französisch und italienisch

Evaluation der Ökomassnahmen und Tierhaltungsprogramme, Fünfter Zwischenbericht

Bundesamt für Landwirtschaft

Verordnung über die Beurteilung der Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft 

Ziel 02–9 Agrarpolitik 2007

Grundlagen für die Vorbereitung von Gesetzes- und Verordnungsrevisionen, 

Vollzugsoptimierung

Verwaltung

Ex-ante-Evaluation / Vollzugsevaluation

deutsch, französische Zusammenfassung 

Evaluation des Milchmengenmanagements

Bundesamt für Landwirtschaft

Art. 187 Abs. 13 Landwirtschaftsgesetz

Ziel 02–9 Agrarpolitik 2007

Grundlagen für die Vorbereitung von Verordnungs- und Gesetzesrevisionen sowie der 

jeweiligen Zahlungsrahmenvorlagen

Verwaltung

Ex-ante-Evaluation

deutsch

Milchmarktanalyse 2002

Bundesamt für Landwirtschaft

Art. 187 Abs. 13 Landwirtschaftsgesetz 

Ziel 02–9 Agrarpolitik 2007

Grundlagen für die Vorbereitung von Verordnungs- und Gesetzesrevisionen

Verwaltung

Wirkungsanalyse und Ex-ante-Evaluation

deutsch

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:
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Anästhesie und Schmerzausschaltung bei Kastrationsferkeln.  

Evaluation verschiedener Möglichkeiten

Bundesamt für Veterinärwesen

–

Ziel 02–9 Revision des Tierschutzgesetzes

Vorbereitung Gesetzesrevision

Verwaltung

Ex-ante-Evaluation

deutsch

Evaluation der Immunokastration von Ebern als Alternative zur chirurgischen Kastration

Bundesamt für Veterinärwesen

–

Ziel 02–9 Revision des Tierschutzgesetzes

Vorbereitung Gesetzesrevision

Verwaltung

Ex-ante-Evaluation

deutsch

Evaluation des Wohlergehens der Tiere in verschiedenen Produktionssystemen

Bundesamt für Veterinärwesen

–

Ziel 02–9 Revision des Tierschutzgesetzes

Vorbereitung Gesetzesrevision

Verwaltung

Ex-ante-Evaluation

deutsch

Feldstudie zur Beurteilung der Auswirkungen verschiedener Haltungssysteme 

auf Gesundheit und Wohlergehen bei Schweinen

Bundesamt für Veterinärwesen

–

Ziel 02–9 Revision des Tierschutzgesetzes

Vorbereitung Gesetzesrevision

Verwaltung

Ex-ante-Evaluation

deutsch

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:
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2.3 Finanzen und Bundeshaushalt

keine

2.4 Umwelt und Infrastruktur

Evaluation der Zusammenarbeit von EnergieSchweiz im Verkehr

Bundesamt für Energie

Art. 20 Energiegesetz

Legislaturplanung 1999–2003, Ziel 7, Richtliniengeschäft 14 und

Ziel 00–11 Neues Energiepolitisches Programm

Vollzugsoptimierung

Bundesrat

Vollzugsevaluation

deutsch, französische Zusammenfassung 

Wirkungsanalyse EnergieSchweiz 2001

Bundesamt für Energie

Art. 20 Energiegesetz

Legislaturplanung 1999–2003, Ziel 7, Richtliniengeschäft 14 und

Ziel 00–11 Neues Energiepolitisches Programm

Basis für Entscheide über weitere Massnahmen

Bundesrat

Wirkungsanalyse und Ex-ante-Evaluation 

deutsch und französisch

2.5 Informationsgesellschaft und Medien

keine

2.6 Staatliche Institutionen

keine 

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:
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3 Die Schweiz als Heimat für alle ihre Bewohnerinnen und 

Bewohner – Identitätsraum für alle Generationen schaffen

3.1 Soziale Sicherheit und Gesundheit

Le développement d’une politique nationale de santé et la mise  

en place de l’Observatoire de la santé (Phase II)

Bundesamt für Gesundheit

Bundesratsbeschluss vom 5. 7. 2000 (Nationale Gesundheitspolitik Schweiz)

Legislaturplanung des Bundesrats 1999–2003, Ziel 10, Richtliniengeschäft R20

und Ziel 02–17 Nationale Gesundheitspolitik

Optimierung der Prozesse zur Formulierung einer Nationalen Gesundheitspolitik

Verwaltung

Ex-ante-Evaluation

französisch, deutsche Zusammenfassung

Tabakmonitoring

Bundesamt für Gesundheit

Bundesratsbeschluss vom 5. 6. 2001 (Nationales Programm 2001–2005 zur Tabakprävention)

Ziel 00–19 Massnahmenpaket Tabak

Optimierung der Interventionen und Kampagnen im Tabakbereich

Verwaltung

Wirkungsanalyse

deutsch; französische und englische Kurzversionen 

Gesamtevaluation der Präventionsstrategie HIV/Aids in der Schweiz

Bundesamt für Gesundheit

–

HIV und Aids – Nationales Programm 1999–2003

Verbesserung der Strategie als Ganzes und der ergriffenen Massnahmen im Bereich 

der Aidsprävention, Unterstützung der Präventionsverantwortlichen in der Entscheidfindung 

Verwaltung

Wirkungsanalyse und Vollzugsevaluation

deutsch, französisch und englisch

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:



37

3.2 Regionaler Ausgleich

Überprüfung des gewerblichen Bürgschaftswesens

Staatssekretariat für Wirtschaft

–

Legislaturplanung 1999–2003, Ziel 10, Richtliniengeschäft R21: Konkretisierung der 

grossregionalen Ausrichtung der Regional- und Raumordnungspolitik

Grundlage für Prüfung von Gesetzesrevision

Verwaltung

Ex-ante-Evaluation

deutsch

OECD-Länderstudie: Territorialpolitik in der Schweiz

Staatssekretariat für Wirtschaft / Amt für Raumentwicklung

– 

Legislaturplanung 1999–2003, Ziel 10, Richtliniengeschäft R21: Konkretisierung der 

grossregionalen Ausrichtung der Regional- und Raumordnungspolitik

Vorbereitungsarbeiten zur Neuausrichtung der Regionalpolitik

Verwaltung

Ex-ante-Evaluation

englisch, deutsch und französisch

Zwischenevaluation von REGIO PLUS und der landwirtschaftlichen 

Absatzförderungsverordnung (regionale Projekte)

Staatssekretariat für Wirtschaft / Bundesamt für Landwirtschaft

Art. 6 Bundesbeschluss über die Unterstützung des Strukturwandels im ländlichen Raum 

Legislaturplanung 1999–2003, Ziel 10, Richtliniengeschäft R21: Konkretisierung der 

grossregionalen Ausrichtung der Regional- und Raumordnungspolitik

Überprüfung des Vollzugs und der Programmsteuerung, dazu soweit möglich Effizienz- 

und Effektivitätsprüfung

Verwaltung

Vollzugsevaluation (Wirkungs- und Wirtschaftlichkeitsanalyse)

deutsch und französisch

Wirkungsanalyse der Wohneigentumsförderung mit Mitteln der beruflichen Vorsorge

Bundesamt für Sozialversicherung

Art. 18 Verordnung über die Wohneigentumsförderung mit Mitteln der beruflichen Vorsorge

Ziel 02–18 Bundesgesetz über die Förderung von preisgünstigem Wohnraum

Evaluation der Wirkungen der Verordnung u.a. mit Blick auf eventuelle Anpassungen

Bundesrat

Wirkungsanalyse, Vollzugsevaluation

deutsch oder französisch (noch offen)

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:
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3.3 Gesellschaft, Kultur und Sport

keine

3.4 Migration

Vollzugskonformität und Wirksamkeit der humanitären Aktion 2000

(Die Evaluation umfasst eine Reihe von Teilstudien, die über mehrere Jahre verteilt 

durchgeführt werden. Erste Teilstudien sollen 2002 vorliegen.)

Bundesamt für Flüchtlinge

–

Ziel 02–20 Neuorientierung Ausländerpolitik und Stabilisierung im Asylbereich

Vorbereitung der neuen Verordnungen im Asyl- und Ausländerbereich

Verwaltung

Wirkungs- und Vollzugsevaluationen

deutsch, französisch, italienisch, englisch

3.5 Innere Sicherheit

keine

Auftraggeber/in:

Gesetzlicher Evaluationsauftrag:

Bezug zu politischen 
Schwerpunkten Bundesrat:

Verwendungszweck:

Adressat/in:

Art der Evaluation:

Sprache:
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